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ED I TOR I A L

Liebe Leser- und Leserinnenschaft
Wir hoffen, du hattest einen guten Jahreswechsel und bist er-
folgreich und guten Mutes ins Schaltjahr gestartet um da zu 
walten. Vielleicht hast du dir gute Vorsätze genommen oder 
die Gelegenheit genutzt, Rückschau zu halten. Beides dürfte 
einigermassen vielfältig aussehen, bist du doch, liebe Leser-
schaft, ein ziemlich bunter Haufen. Es ist eine Binsenweisheit, 
dass die Gemeinschaft der Schulischen Heilpädagoginnen und 
-Pädagogen so heterogen ist wie ihre Klientel, aber wie wir in 
den letzten Monaten aufgrund von Rückmeldungen zu unse-
rem Mitteilungsblatt feststellen durften, gehst du, liebe Lese-
rinnenschaft, inzwischen über die engere Sozietät unserer 
Verbandsmitglieder hinaus und schnappst dir gerne mal ein 
herumliegendes Exemplar zum Stöbern. Damit bist du grösser 
als die Mitgliederzahl unseres Vereins, hast du doch unter
dessen Behördenmitglieder, Schulleitungen, Schulpsycholo-
ginnen, Therapiepersonal, Klassenassistenzen, PH-Dozentin-
nen und -Dozenten, Bildungspolitikerinnen, Lehrkräfte, Schul-
sozialpädagogen oder Berufskolleginnen und -Kollegen ande-
rer Kantone in deinen Reihen.

Damit bist du im Grunde eine Leser-Innen- und -Aussenschaft 
und bildest gewissermassen das ab, was unter dem Namen 
«Multipfrofessionelles Team» langsam ins Bewusstsein der Bil-
dungsfachleute gerät. Du wirst hoffentlich in der vorliegenden 
Ausgabe auf deine Kosten kommen, denn wir präsentieren 
zum Jahreswechsel sowohl Rück- und Ausblicke, als auch Innen-, 
Aussenansichten und Einsichtnahmen ins Thema Interdiszipli-
näre Zuammenarbeit aus verschiedenen Perspektiven. 

Im Bericht des Präsidenten auf Seite 2 erfährst du über die 
Geschäfte des vergangenen halben Jahres und was den Vor-
stand in den nächsten Monaten auf Trab halten wird. Sein Be-
richt lässt in zehn verdichteten Kapiteln erahnen, dass uns 
zwar einiges, aber gewiss keine Langeweile ins Haus steht. Die 
Verbandsarbeit ist zwar interessant und macht Freude, ist aber 
nicht unbedingt immer von Erfolg gekrönt. Umso wichtiger ist 
es, dran zu bleiben und nachzuhaken. Nur weil man im multi-
professionellen Team einen sozialen Auftrag hat, herrscht be-
kanntlich noch lange nicht überall eitel Minne. Das Primat der 
Kostenneutralität nährt da und dort Futterneid und Furcht vor 
einem Verteilkampf um die beschränkten Ressourcen. Die Aus-
wertung unserer jüngsten Umfrage zu den Arbeitsbedingun-
gen der SHP in ISF auf Seite 6 unterstreicht dies mit einiger 
Deutlichkeit. Kann gut sein, liebe Leser-Aussenschaft, dass 
dieser Bericht dir nicht unbedingt schmeicheln wird. Für die 
Leser-Innenschaft hingegen gibt es da Bedenkenswertes und 
allenfalls Nützliches für die bevorstehenden Verhandlungen 
zur Erneuerung des Arbeitsvertrages zu lesen. 

Im Panoptikum widmen wir uns ganz dem Schwerpunkt 
multiprofessionelle Teams. Auf Seite 10 diskutieren wir ein For-
schungsprojekt aus dem Kanton Solothurn, welches sich den 
Gelingensbedingungen in der interdisziplinären Zusammen
arbeit widmet. Du wirst feststellen, dass diese nicht einfach zu 
erfüllen und vor allem wohl nicht gratis zu haben sind. Tröst-
lich wirkt da vielleicht ein Fazit, das sich aus dem Bericht zu 
den Ergebnissen der HfH-Evaluation der Integrierten Sonder-
schulung im Nachbarkanton Thurgau ziehen lässt: In anderen 
Kantonen sind die Herausforderungen auch nicht nennens-
wert anders, allerdings geht man etwas anders damit um. Im 
Gespräch mit Roland Züger und Robert Schroeder auf Seite 12 
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Zum Titelbild
Durch die wachsende Anzahl 
der Player in den multiprofes­
sionellen Teams wächst auch 
die Anzahl der Perspektiven 
unter denen das Kind und 
seine Bedürfnisse gesehen 
werden … und allenfalls auch 
die Gefahr, es dabei zuneh­
mend aus dem Blick zu 
verlieren.

nehmen wir Einsicht, wie man «ennet» der Kantonsgrenze über 
die Rolle der SHP in multiprofessionellen Teams denkt, welche 
Bedingungen man ans Umfeld und welche Erwartungen an die 
SHP stellt – welche Selbstkritik man auch übt. Einsichten in die 
Arbeit eines weiteren Players im multiprofessionellen Team 
liefert uns Elsbeth Freitag. Sie ist Medienbeauftragte des Schul-
psychologischen Dienstes und hat uns zum Thema «Standardi-
siertes Abklärungsverfahren» (SAV) Rede und Antwort gestan-
den. Dieses Thema hat in den vergangenen Monaten einige 
Erwartungen und Befürchtungen geweckt. Du findest die 
Zusammenfassung dieser interdisziplinären Unterredung auf 
Seite 19. Mit dem ersten Bildungstag vom vergangenen Herbst 
haben wir sodann eine multiprofessionelle Veranstaltung 
erlebt. Auf Seite 22 findest du – den Schwerpunkt abrundend – 
die kritische Würdigung aus der Sicht eines Teilnehmenden 
dazu. 
Insgesamt freuen wir uns, dir wiederum ein Mitteilungsblatt 
präsentieren zu dürfen, das hoffentlich nicht die Leser innen 
und aussen schafft, sie aber doch zum kritischen und selbstkri
tischen Nach- und Weiterdenken anregt. Wir hoffen damit 
letztlich, einen bescheidenen Beitrag zum Zusammenspiel der 
Professionen zu leisten, sodass dieses seinem eigentlichen 
Zweck, dem Wohl unserer Schülerinnen und Schüler nämlich, 
zugute kommen kann. 

In diesem Sinne sei dir herzlich ein gutes neues Jahr und anre-
gende Lektüre gewünscht.
� Stephan Herzer
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1. Bildungstag
�Mit dem Bildungstag 2015 haben wir 
eine neue Form der Hauptversamm-
lung kennengelernt. An der Aus-
sprache mit RR Stefan Kölliker vom 
26. Oktober 2015 war die Feedback-
Runde der beteiligten Konvente wie 
auch das weitere Vorgehen das 
Haupttraktandum. Es ist im Sinne 
des Bildungstages, sowohl in der Or-
ganisation wie auch im inhaltlichen 

Ablauf verschiedene Optimierungen vorzunehmen. Es wurde 
folgendes zeitliche Vorgehen festgelegt: Am 12. März 2016 
findet der 2. Bildungstag mit den Konventen Sek I SG und 
KMK und dem Verband Schulleiterinnen und Schulleiter SG 
statt. Am 17. September 2016 wird der 3. Bildungstag mit 
den gleichen Konventen wie die des 1. Bildungstages 
durchgeführt. Im Jahr 2017 werden die Konventsveranstal-
tungen im traditionellen Rahmen abgehalten, die gesamte 
Organisation liegt also bei den einzelnen Konventen. Für 
das Jahr 2018 sind wiederum zwei Bildungstage im Früh-
ling und Herbst vorgesehen. Welche Konvente im Frühling 
oder im Herbst teilnehmen werden, ist noch nicht be-
stimmt.

2. Kasse/Budget der KSH
An der Hauptversammlung 2015 habe ich euch ausführlich 
über die finanzielle Situation unseres Vereines informiert. In 
der Zwischenzeit hat unsere Kassierin Tina Blanke die Vor-
standsentschädigung mit den entsprechenden Kostenfol-
gen für die Kasse der AHV angemeldet. Durch die Kosten-
beteiligung aller Konvente am Bildungstag 2015 wurde der 
Staatsbeitrag halbiert. 

Folgendes unvorhersehbares Ereignis ist eingetreten. 
Durch den Zusammenschluss der SLK und KRK zu Sek I SG 
wurden die Staatsbeiträge durch das Amt für Volksschule 
für das Jahr 2016 neu berechnet und alle Konvente erhal-
ten einen höheren Staatsbeitrag als vorher. Statt einer Kür-
zung von Fr. 3400.– erhält die KSH Fr. 800.– mehr im Jahr 
2016. Dies wird sich selbstredend auf unsere Bilanz auswir-
ken und wir werden euch an der nächsten Hauptversamm-
lung gemäss unseren Statuten informieren.

3. Ein Label für die Heilpädagogik
In der Zeitschrift «BILDUNG SCHWEIZ 10/2015» wird ein La-
bel für die Heilpädagogik vorgestellt. Der Berufsverband 
Heil- und Sonderpädagogik Schweiz (BHS) will mit einem 
Qualitätslabel und der entsprechenden Aus- und Weiterbil-
dung für Orientierungs- und Einschätzungshilfen für die 
Fachkompetenz von Heilpädagoginnen und Heilpädago-
gen sorgen. 

Der Vorstand der KSH hat diese Thematik an einer Vor-
standssitzung besprochen und wir kommen zu folgendem 
Schluss: Die Bildung ist nach kantonalen Vorgaben auf allen 

Stufen gesetzlich geregelt und die Kantone zeichnen dafür 
auch verantwortlich. Alle Ausbildungsinstitute für die Heil-
pädagogik (Hochschule für Heilpädagogik, Zürich, Univer-
sität Freiburg, Institut für Spezielle Pädagogik ISP, Basel 
usw.), welche ein Studium in Heilpädagogik anbieten, sind 
im Besitze der Anerkennung durch die Erziehungsdirekto-
renkonferenz (EDK). Für die Diplome, welche im Ausland 
erworben wurden, bietet die EDK ein Sur-Dossier-Verfahren 
an, welches bei einer Anerkennung auch im Kanton St. Gallen 
Gültigkeit hat. Im neuen Berufsauftrag (BA) haben im Kan-
ton St. Gallen die Schulleitungen/die Schulbehörden die 
Aufgabe, die individuelle Weiterbildung zu überprüfen und 
möglicherweise auch festzulegen. Die Lohneinstufungen 
für alle Heilpädagoginnen und Heilpädagogen sind im Ge-
setz über den Lohn der Volksschul-Lehrpersonen festgelegt 
und das Gesetz wurde von der Regierung auf den 1. August 
2015 erlassen.

Der Vorstand der KSH setzt sich ebenfalls für die Qualität 
in der Erfüllung des Berufsauftrages ein. Die Grundlagen 
dazu sind für uns als Verband im Leitbild festgelegt (http://
www.ksh-sgai.ch/index.php/ portrait-ksh/leitbild).

Die Mitgliederversammlung der KSH hat an der Haupt-
versammlung vom 6. September 2013 dem Berufsleitbild 
einstimmig zugestimmt. Der Erziehungsrat hat am 13. No-
vember 2013 das Leitbild im positiven Sinne zur Kenntnis 
genommen. Er anerkennt die grosse Arbeit und das damit 
verbundene Engagement der Konferenz der Schulischen 
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen zum Wohl der 
Schule und insbesondere der Kinder mit besonderen Be-
dürfnissen.

Ich persönlich habe mich in den vergangenen Jahren 
durch politische Vorstösse für mehr Ausbildungsplätze an der 
HfH eingesetzt. Der Kanton St. Gallen ist Trägerkanton der HfH.

Aus den genannten Gründen ist ein Label Heilpädagogik 
für die Heilpädagoginnen und Heilpädagogen im Kanton 
St. Gallen von untergeordneter Bedeutung. Erstens liegt 
eine Doppelspurigkeit vor und zweitens ist das Label für 
unseren Kanton nicht bindend.

4. Gipfeltreffen
Zweimal jährlich treffen sich die Mitglieder der Schulischen 
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen in der PK I, PK II,  
PK III und der KSH-Vorstand zu gemeinsamen Sitzungen. 
Schwerpunkt war die Förderplanung und die Förderbe-
richte. In allen Vernehmlassungen zum Sonderpädagogik-
Konzept hat sich die KSH dafür eingesetzt, dass einheit
liche, praktikable und sinnvolle Lösungen in Bezug auf 
Förderplanung und Förderberichte durch den Kanton zur 
Verfügung gestellt werden. Nun liegen die ersten Entwürfe 
vor. Sämtliche Unterlagen des Projektes Förderplanung 
basieren auf dem Klassifikationsinstrument ICF. Vorgesehen 
ist die Abgabe einer Handreichung. Wie mit dem Instru-
ment gearbeitet werden soll, ist derzeit noch offen. Die Un-
terlagen möchten eine einheitlichere Umsetzung der för-

Bericht des KSH-Präsidenten
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dernden Massnahmen in den Schulen bewirken und für die 
SHP Erleichterung darstellen.

Wir erwarten und wünschen, wie in allen Vernehmlas-
sungen zum Sonderpädagogik-Konzept schriftlich formu-
liert, standardisierte Förderberichte, in denen ein Minimum 
an Kriterien festgelegt werden. Die Förderplanung wie 
auch die Förderberichte sollen nach unsern Vorstellungen 
digital vorliegen. In einer minimalen Standardisierung se-
hen wir keine Überregulierung, sondern eine Vereinheit
lichung von gleichen Voraussetzungen, welche der einfa-
cheren Lesbarkeit und der Einschränkung von Interpreta
tionsmöglichkeiten dienen.

Am 16. März 2016 ist eine Sitzung mit Hans Anderegg, 
AVS, geplant, um inhaltlich und zeitlich das weitere Vorge-
hen zu erörtern.

5. �Mangel an Schulischen Heilpädagoginnen und 
Heilpädagogen im Kanton St. Gallen 
(Interpellation 51.15.03) 
www.ratsinfo.sg.ch –> Geschäftssuche 51.15.03

Mündliche Stellungnahme im Kantonsrat nach der Beant-
wortung der Interpellation durch die Regierung.
«Ich danke der Regierung für die Beantwortung meiner Inter­
pellation. 

Positiv nehme ich zur Kenntnis, dass auch die Regierung 
seit Jahren einen Mangel an ausgebildeten Schulischen Heil­
pädagoginnen und Heilpädagogen feststellt. Im Klartext heisst 
dies, dass jede vierte Stelle in diesem Bereich durch eine Lehr­
person besetzt ist, welche nicht die entsprechende Ausbildung 
besitzt. Positiv stehe ich dem vierjährigen Pilotprojekt der 
Hochschule für Heilpädagogik (HfH) und der PHSG gegenüber, 
in Kooperation einen Masterstudienlehrgang in Schulischer 
Heilpädagogik in Rorschach anzubieten. Die hohe Anmelde­
zahl spricht eine deutliche Sprache, aber 60 % mussten abge­
wiesen werden. 

Unverständlich für mich ist die Plafonierung der Studien­
plätze, was einem Numerus clausus gleichkommt. Ein solcher 
Schritt kann zwar erlaubt sein, jedoch ist ein solches Vorgehen 
1.) nicht sachdienlich und 2.) entspricht es nicht der Bologna­
reform. Jeder und jede Studierende soll die Studienrichtung 
selber wählen können und der Markt muss spielen. Es kann 
doch nicht sein, dass für eine Berufsgruppe, bei der seit Jahr­
zehnten ein Mangel festgestellt wird, vom Kanton nur eine be­
schränkte Zahl von Studienplätzen zur Verfügung steht. Ich 
frage mich, warum wird der Pilotversuch mit Masterstudien­
lehrgang nicht jährlich angeboten? Diese absichtswilligen 
Studierenden werden also auf zwei Jahre vertröstet. Dies ist 
meines Erachtens eine sehr fragwürdige Strategie der Regie­
rung, wenn der Mangel eindeutig festgestellt wird. Diese Lehr­
personen wollen jetzt studieren und die Anzahl ist nicht eru­
iert, welche in zwei Jahren ihre Studienplanung anders aus­
richtet. 

Ich zitiere aus der Antwort der Regierung: ‹Der Beruf SHP ist 
anspruchsvoll und geniesst in der Öffentlichkeit nicht den Ruf, 
der ihm zustehen würde.› In vielen Schulgemeinden wurden 
beim Berufsauftrag die Rahmenbedingungen für diese Lehr­
personen in der ISF im Vergleich zum alten Modell verschlech­

tert. Hier spielt die hochgelobte Flexibilisierung nicht, obwohl 
die Argumente glasklar vorliegen. Der Fokus dieser Bildungs­
verantwortlichen liegt leider ausschliesslich bei den Finanzen 
und nicht bei der Qualität und fachlichen Ressourcen von 
Lehrpersonen. Hier wird die Feststellung der Regierung in Be­
zug auf den fehlenden Ruf in der Öffentlichkeit bestätigt. Auch 
hier wäre noch eine Imagepflege von Seiten der Schulbehör­
den angezeigt.

Die Regierung kann zur Imageförderung auch aktiv ihren 
Beitrag leisten, indem der Leistungsauftrag der PHSG insofern 
ergänzt wird, damit jedes Jahr ein Studienlehrgang durchge­
führt werden kann. In der kommenden Budgetberatung werde 
ich nochmals auf diese Problematik zurückkommen. 

Ich bin mit der Antwort der Regierung teilweise zufrieden, 
vermisse aber eine klare Absicht der Regierung, dem Mangel 
an SHP aktiv zu begegnen.»

6. �Entlastung von Eltern mit einem Kind mit einer 
Behinderung in Krisenzeiten im Volksschulbereich 
(Interpellation 51.15.04) 
www.ratsinfo.sg.ch –> Geschäftssuche 51.15.04

Mündliche Stellungnahme im Kantonsrat nach der Beant-
wortung der Interpellation durch die Regierung.

«Ich danke der Regierung für die Beantwortung meiner 
Interpellation. In ihrer Antwort beruft sich die Regierung vor 
allem auf das Sonderpädagogik-Konzept und das Versor­
gungskonzept. Das Sonderpädagogik-Konzept wurde von der 
Regierung genehmigt. Die Regierung stellt auch fest, dass wir 
im Kanton mit dem Erlass des Sonderpädagogik-Konzeptes 
erst am Anfang stehen und sie ein ausgewogen verteiltes 
Angebot anstrebt. Der Grundsatz ist zu unterstützen, mit den 
bestehenden Ressourcen eine gute sonderpädagogische Ver­
sorgung im Allgemeinen und eine sonderschulische Versor­
gung im Besonderen zu gewährleisten. Vor uns stehen also 
noch besondere Herausforderungen. 

Ein Erlass des Versorgungskonzeptes wurde wegen inhalt­
licher Differenzen noch zurückgestellt. Die Feststellung der Re­
gierung deckt sich mit meinen Vorstellungen und Erfahrun­
gen, dass das Angebot an behinderungsbedingten Wochen­
end-  und Ferienbetreuung für Schülerinnen und Schüler von 
Tagessonderschulen ausgebaut werden muss. Diese Angebote 
müssen im Kanton St. Gallen, also bei bestehenden Träger­
schaften angeboten und nicht ausserkantonal vergeben wer­
den. Mich erstaunt die Tatsache, dass im Jahre 2013 dafür der 
Kanton eine halbe Million Franken für ausserkantonale Plat­
zierungen leisten musste. 

Diese Aufgabenkreise mit dieser speziellen Problematik 
wurden auch in der Kommissionsberatung zum Bericht der Re­
gierung: ‹Kinder- und Jugendpolitik im Kanton St. Gallen: be­
teiligen, schützen, fördern› festgestellt und thematisiert. 

Ich wünsche mir eine konstruktive Zusammenarbeit der zu­
ständigen Departemente mit den Trägerschaften für ein flä­
chendeckendes ausserschulisches Betreuungsangebot in den 
regionalen Tagessonderschulen. Dies für Kinder und Jugend­
liche mit geistiger Behinderung und sekundärer Störung wie 
zum Beispiel einer Psychose. Die durchaus positiven Absichts­
erklärungen der Regierung stimmen mich optimistisch, dass 
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XIV. Nachtrags zum Volksschulgesetz ebenfalls ein Teil der 
Volksschule. Sie gehen mit mir bestimmt einig, dass hier eine 
Benotung nicht nur widersinnig, sondern auch diskriminie­
rend ist. Hier sind Lernberichte nach ICF, wie sie im Sonderpäd­
agogik-Konzept festgelegt sind, durchaus angezeigt und be­
rechtigt. In der Volksschule werden Schülerinnen und Schüler 
mit einer individuellen Lernzielbefreiung anders beurteilt und 
dies ist auch gut und richtig so. Wie sie nur aus diesen beiden 
Beispielen sehen, müssten einige Ausnahmeregelungen im Ge­
setzestext berücksichtigt werden. Nach der Einschätzung der 
SP / Grüne-Fraktion ist die Verankerung durch Noten im Volks­
schulgesetz nicht prozessorientiert für eine innovative Schule. 
Die Umsetzung des Lehrplans 21 bietet durchaus eine Chance, 
Anpassungen in den erwähnten Weisungen vorzunehmen. 
Eine Gesetzesbestimmung zur Benotung verunmöglicht Inno­
vationen, ich denke an die Bewertung durch einen Buchstaben­
code, wie dies in der Antwort der Regierung aufgezeigt wird. 

Aus diesem Grunde lehnt die SP / Grüne-Fraktion die Motion 
ab und bittet Sie, nicht auf die Motion einzutreten und eben­
falls die Gutheissung der Regierung abzulehnen.

Ich danke Ihnen bei dieser Ablehnung sowohl für Ihre Weit­
sicht, als auch für das Vertrauen an den Erziehungsrat, dass er 
diese Aufgabe im Sinne einer innovativen Schule lösen wird 
und kann.»

Fazit: Die Motion wurde im Kantonsrat gutgeheissen und 
überwiesen: die Zeugnisnoten erhalten gesetzliche Grundlagen.

8. �Budget 2016 
Fachstelle Elternbildung «Frühe Förderung»

Wortmeldung im Kantonsrat zur «Frühen Förderung» und 
zur Streichung einer 50 %-Stelle im AVS zur Koordination 
der Frühen Förderung.

«Im Namen der SP/Grüne-Fraktion bitte ich Sie den Antrag 
der Finanzkommission abzulehnen, die Regierung zu unter­
stützen und dem ‹grauen Blatt› zuzustimmen.

Das Projekt ‹Die Frühe Förderung› ist ein Auftrag der Regie­
rung und involviert sind die drei Departemente: Gesundheit, 
Inneres und Bildung. Der Lead bei dieser Auftragserfüllung 
liegt beim Departement des Innern. 

Den Entscheid der Finanzkommission, diese Stelle nicht zu 
bewilligen, kann ich nicht nachvollziehen. In der November­
session 2014 hat dieser Rat den Postulatsbericht der Regierung 
‹Perspektiven der Volksschule› äusserst positiv zur Kenntnis ge­
nommen. Als Mitglied dieser vorberatenden Kommission kann 
ich mich noch gut an die Voten der einzelnen Fraktionen erin­
nern. Niemand in diesem Rat bestritt die Wichtigkeit dieser Ge­
samtschau. Ein Kapitel betraf auch die frühkindliche Bildung 
und Betreuung. Dieser gleiche Rat hat in der Septembersession 
2015 den Bericht der Regierung: ‹Kinder- und Jugendpolitik im 
Kanton St. Gallen: beteiligen, schützen, fördern› ebenfalls im 
positiven Sinne zur Kenntnis genommen. Sowohl in der vorbe­
ratenden Kommission, ich war ebenfalls Mitglied, wie auch in 
den Eintretensvoten hier in diesem Rat fand der Bericht der Re­
gierung eine sehr grosse Zustimmung. Beide Berichte wurden 
von den vorberatenden Kommissionen einstimmig und ohne 
Gegenstimme gutgeheissen und in beiden Berichten wurde 
die frühe Förderung thematisiert.

das ausserschulische Betreuungsangebot flächendeckend aus­
gebaut wird.

Bewenden wir uns aber nicht bei Versprechungen und Ab­
sichtserklärungen und lassen Taten folgen, welche zu Lösungen 
dieser Problematik beitragen. Ich danke der Regierung, dass 
sie nach drei Jahren der Inkraftsetzung das Sonderpädagogik-
Konzept evaluieren möchte. Aber zuerst sollte ein konsensfähi­
ges Versorgungskonzept vorliegen. Diese Hausaufgabe hat 
absolute Priorität und darf nicht aufgeschoben werden.

Ich bin mit der Antwort der Regierung teilweise zufrieden.»

7. �Schülerbeurteilung durch Noten im Volksschulgesetz 
verankern (Motion 42.15.13) 
www.ratsinfo.sg.ch –> Geschäftssuche 42.15.13

Mündliche Stellungnahme im Kantonsrat zur Gutheissung 
und Überweisung.

«Ich spreche im Namen der SP/Grüne-Fraktion.
In der Motion möchte die SVP-Fraktion die Notengebung 

im Volksschulgesetz verankern. Dem Ansinnen der Motionäre 
stimme ich insofern zu, dass Schülerinnen und Schüler für Leis­
tungen eine Beurteilung erwarten. Auch sollen die Erziehungs­
berechtigten wissen, wie die Leistung ihres Kindes beurteilt 
wird und künftige Ausbildungsinstitutionen müssen die Leis­
tungsbeurteilung nachvollziehen und einschätzen können.

Der Art. 100 im Volksschulgesetz hält im Grundsatz fest: 
‹Der Erziehungsrat leitet und beaufsichtigt die Volksschule›. 
Der Erziehungsrat ist nach der Fraktionsstärke des Kantons­
rates zusammengesetzt. So ist gewährleistet, dass diese Par­
teien dem Gremium angehören und ihre Meinungen zu einer 
tragfähigen und ausgewogenen Lösung beitragen. Auch in 
der Notengebung kommen die Weisungen des Erziehungs­
rates zur Beurteilung in der Schule zur Anwendung. Speziell 
erwähnen möchte ich 1.) die Weisungen des Erziehungsrates 
zur Beurteilung in der Schule und 2.) das Promotions-  und 
Übertrittsreglement. Es ist nach unserem Verständnis sinnvoll, 
dass dieses Leitungsorgan die Handhabung mit der Beurtei­
lung festlegt. Mit dem Beschluss vom 21. Mai 2008 hat der 
Erziehungsrat die Broschüre ‹fördern und fordern› als verbind­
liche Grundlage für die Beurteilungspraxis in der Volksschule 
bezeichnet. Darin wird festgehalten, dass Noten keine Zahlen, 
sondern ‹nur› Codes (Ziffern) für unterschiedliche Qualitäts­
angaben sind. Ich zitiere: ‹Mit Noten darf nicht gerechnet wer­
den. Genau so könnte man diese Kategorien oder Niveaustu­
fen mit Buchstaben A, B, C, D, E, F bezeichnen. Das Setzen einer 
Zeugnisnote ist schliesslich ein professioneller Ermessensent­
scheid der Lehrperson, welcher gegenüber den Eltern und den 
Lernenden erklärt werden muss.› Schade finde ich, dass die 
Gedanken, Erkenntnisse und Anregungen in ‹fördern und for­
dern – Schülerinnen- und Schülerbeurteilung› in dieser Frage­
stellung zu wenig Beachtung findet.

Der Erziehungsrat ist viel näher am aktuellen Geschehen 
und am Entwicklungsprozess der Volksschule und kann adäqua­
ter reagieren als ein vom Kantonsrat festgeschriebener Geset- 
zesartikel. Es ist dem Erziehungsrat überlassen, sowohl die Päda- 
gogischen Kommissionen wie auch die Konvente in seine Über- 
legungen und Entscheide mit einzubeziehen. Noch eine persön- 
liche Bemerkung: die Sonderschulen sind nach dem Erlass des 
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Bericht des KSH-Präsidenten

Jetzt gilt es, die Erkenntnisse mit den empfohlenen Mass­
nahmen dieser Postulatsberichte umzusetzen. Diese zu schaf­
fende Stelle ist eine Schnittstelle, nicht um die Eltern zu entlas­
ten, sondern die Eltern in ihrer Aufgabe zu stärken. Es geht um 
die Aufarbeitung, Bereitstellung von Inputs und die Kommuni­
kation von aktuellen Themenbereichen nicht für die Kinder der 
Volksschule, sondern für die jungen Kinder im Alter von 0 – 4 
Jahren. Diese Dienstleistung ist ein Angebot, dass den Eltern 
und ihrem Liebsten auf der Welt, also ihren Kindern zugute 
kommt. Die Verantwortung in der Erziehung ihrer Kinder bleibt 
bei den Eltern, aber es ist aus schulischer Sicht absolut sinnvoll, 
mögliche Folgekosten in eine sinnvolle Prävention zu investie­
ren. Ein Ziel soll sein, den unterschiedlichen Bildungsstand von 
Kindern beim Eintritt in die Schule möglichst klein zu halten.

In dieser Fragestellung vermisse ich bei der Finanzkommis­
sion eine entsprechende Sensibilität, denn eine wirkungsvolle 
Prävention schützt vor gebundenen Ausgaben, welche in spä­
teren Jahren eintreten werden. 

Auf dem ‹roten Blatt› hat die Regierung ihre Sichtweise klar 
und deutlich umschrieben und den Aufgabenkreis dieser 50 % 
Stelle auch dargelegt. Die Konsequenz bei einer Nichtbewilli­
gung dieser Stelle – ich zitiere den Schlusssatz ‹Wird darauf 
verzichtet, kann die kantonale Strategie ’Frühe Förderung im 
Bildungsbereich’ nicht umgesetzt werden› wäre nicht nur sehr 
bedauerlich, sondern ein Rückschritt in einer wichtigen Strate­
gie, wenn es um die Zukunft der Bildung in unserem Kanton geht.

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen des Rates, den 
Antrag der Finanzkommission abzulehnen, das ‹graue Blatt› 
und den Antrag der Regierung zu unterstützen. 

Die jungen Kinder und die Eltern werden es Ihnen danken.»
Fazit: Die Fachstelle wurde vom Kantonsrat nicht bewilligt.

9. ��Perspektiven der Heilpädagogische Frühförderung 
im Kanton St. Gallen nach der Beschlussfassung  
des Sonderpädagogik-Konzeptes  
(Interpellation 51.15.90) 
www.ratsinfo.sg.ch -> Geschäftssuche 51.15.90

Die Heilpädagogische Frühförderung ist ein Angebot für 
Kinder ab Geburt bis zum Schuleintritt und umfasst die 
Heilpädagogische Früherziehung (HFE), die Heilpädagogi-
sche Früherziehung für Sinnesbehinderung (Audio- und 
Low-Vision-Pädagogik) und Logopädie.

Die Heilpädagogische Früherziehung (HFE) gehört nach 
der Inkraftsetzung des Sonderpädagogik-Konzeptes vom 
Juni 2015 auch zum Grundangebot der Volksschule für Kin-
der, die den Kindergarten besuchen.

Der Kanton überträgt die strategische und operative 
Führung an private Trägerschaften. Für die HFE ist der Heil-
pädagogische Dienst St. Gallen-Glarus (HPD) im Rahmen 
von kantonalen Leistungsvereinbarungen zuständig. Grund-
sätzlich haben alle Fachpersonen in der Heilpädagogischen 
Früherziehung eine heilpädagogische Ausbildung, welche 
von der Interkantonalen Hochschule für Heilpädagogik, 
(HfH), Zürich, und der FHNW PH Institut für Spezielle Päda-
gogik ISP, Basel, angeboten werden. Der Kanton St. Gallen 
ist Trägerkanton der HfH. Bei ähnlichen Ausbildungslehr-
gängen besteht nach dem Reglement der Erziehungsdirek-

torenkonferenz (EDK) die Möglichkeit «sur Dossier» die 
Äquivalenz des Studiums zu prüfen, um eine kantonale Ein-
stufung vorzunehmen.

Seit 2010 wird an der HfH, Zürich, und an der Pädagogi-
schen Hochschule der FHNW, Basel, für die Heilpädagogi-
sche Früherziehung ein Master-Studienlehrgang angebo-
ten. Diese Studienrichtung ist also gleichwertig wie der 
Studienlehrgang in Schulischer Heilpädagogik. Diese Fach-
personen der Frühförderung besitzen einen Studienlehr-
gang mit Masterabschluss, teilweise fehlt ein Lehrdiplom. 
Die Frage stellt sich, ob die Pädagogische Hochschule St. Gal-
len (PHSG) für diese Fachpersonen einen Lehrgang zur Er-
langung des Lehrdiploms anbieten kann. Dies im Sinne wie 
die Erlangung eines höheren Lehramtes in naturwissen-
schaftlichen Fachrichtungen zu verstehen.

Da es sich um Fachpersonen der Heilpädagogik handelt, 
stellt sich auch die Frage nach der Anwendung eines Be-
rufsauftrages. 

Heilpädagogische Früherziehung findet im familiären 
Umfeld statt. Die Therapie findet also zu Hause bei den Kin-
dern im Vorschulalter statt. Dies bedingt eine klare Rege-
lung für die Entschädigung der Reisezeit und -kosten. Diese 
dürfen nicht zu Lasten des Personals definiert werden. 

Ich bitte die Regierung, die folgenden Fragen zu beant-
worten:
1. �Stellt die Regierung sicher, dass für die Ausbildung Fach-

personen in der Heilpädagogischen Früherziehung genü
gend Ausbildungsplätze an der HfH zur Verfügung stehen?

2. �Kann die Pädagogische Hochschule St. Gallen (PHSG) 
einen Lehrgang für Fachpersonen in der Heilpädago
gischen Früherziehung zur Erlangung des Lehrdiploms 
zur Verfügung stellen?

3. �Gilt für die Fachpersonen in der Frühförderung der Be-
rufsauftrag wie für die Lehrpersonen der Volksschule? 
Wenn nein, welcher Berufsauftrag gilt dann für die Fach-
personen in der Frühförderung?

4. �Welche gesetzlichen Grundlagen gelten für die Besol-
dung der Fachpersonen in der Frühförderung?

5. �Liegt eine Leistungsvereinbarung der verschiedenen Trä-
gerschaften in der Frühförderung mit dem Kanton be-
reits vor und welche Gremien (Verbände, Dienste) sind in 
diesen Leistungsvereinbarungen eingeschlossen und in-
volviert und wie führt der Kanton oder das zuständige 
Departement die Aufsicht durch?

6. �Wie stellt das zuständige Departement sicher, dass die 
privaten Trägerschaften, welche eine Kantonsaufgabe er-
füllen, gegenüber von finanziellen Forderungen (Lohn-
aufwendungen, Spesenentschädigungen, Infrastruktur 
etc.) zahlungsfähig sind?

10. Ich wünsche …
… Euch allen, liebe Kolleginnen und Kollegen, ein gefreu-
tes, erfolgreiches, aber vor allem ein gesundes 2016 in eu-
ren Familien, in den verschiedenen Teams und speziell in 
euren Schulzimmern. Im Namen des Vorstandes danke ich 
für die gute Zusammenarbeit und das uneingeschränkte 
Vertrauen.� Daniel Baumgartner, Präsident KSH
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Mitgliederumfrage des KSH 
zu den Arbeitsverhältnissen 
im neuen Berufsauftrag
Im vergangenen November haben rund zweihundert unse-
rer Mitglieder, welche in der ISF arbeiten, die Einladung er-
halten, an einer Umfrage teilzunehmen. Dies nachdem der 
Vorstand verschiedene E-Mails erhalten hat, in denen ver-
unsicherte Kolleginnen und Kollegen Rat zu Pensen- und 
Lohnfragen gesucht hatten oder ihren Unmut über drasti-
sche Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen oder die 
Behandlung durch Schulleitungen oder Behörden äusser-
ten.

Dem Vorstand war zwar bewusst, dass die SHP in der ISF 
trotz aller Bemühungen und entgegen aller Versprechun-
gen seitens BLD, Schulleiter- und Schulgemeindeverband 
von allen Stufenangehörigen am empfindlichsten von den 
Veränderungen durch den neuen Berufsauftrag getroffen 
sein würden. Im Vorfeld konnte allerdings niemand ab-
schätzen, inwieweit sich die zur Verfügung stehende Band-
breite bei der Einteilung von Pensen oder der Wechsel der 
Fallführung hin zu den Klassenlehrpersonen (nicht zuletzt 
deswegen wurde diesen bekanntlich eine Entlastungslek-
tion zugesprochen und eine verminderte Reduktion der 
Klassenlehrerzulage gewährt) tatsächlich auswirken wür-
den. Nun, dreiviertel Jahre nach den Verhandlungen der 
neuen Arbeitsverträge und nachdem ein halbes Jahr unter 
den neuen Bedingungen gearbeitet worden ist, liegen 
erste Erfahrungen vor, welche wir gesammelt haben und 
hier diskutieren wollen. 

Der Vorstand hat diesen Zeitpunkt gewählt, weil bis Ap-
ril bereits wiederum Vertragsverhandlungen ins Haus ste-
hen und wir aus den erhobenen Zahlen Anregungen ablei-
ten wollen, mit denen ihr in diese Verhandlungen treten 
könnt.

Rund 200 Mitglieder wurden eingeladen, 58 Kolleginnen 
und Kollegen haben die Umfrage ausgefüllt. Damit haben 
wir Daten von etwas mehr als einem Viertel der angeschrie-
benen Personen erhalten. Unter dem Gesichtspunkt, dass 
die Beantwortung nicht einfach und nur unter Beizug des 
Arbeitsvertrages möglich war, ist dies ein erfreulich hoher 
Rücklauf. Obwohl auch in unserer Umfrage eine gewisse 
Stichprobenverzerrung (selection bias) angenommen wer-
den muss, sind die erhobenen Daten aussagekräftig und 
verdienen Aufmerksamkeit. Der Vorstand dankt den Teil-
nehmenden für ihre Mitarbeit und Unterstützung. 

Erhebung und Statistik: Simone Zoller-Kobelt
Redaktionelle Aufarbeitung: Stephan Herzer

Fragen, Zusammenfassungen und Thesen
Die Umfrage umfasste insgesamt neun Fragen. 

1. Hast du einen neuen Arbeitsvertrag erhalten?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Knapp die Häflte der Befragten haben 
ihren Arbeitsvertrag fristgerecht erhalten, etwas mehr als 
die Hälfte haben zwar einen Arbeitsvertrag, diesen jedoch 
nicht fristgerecht erhalten und 3 von 58 Personen arbeiten 
bis heute im vertragslosen Zustand.

Thesen: Ein Vertrag, der infolge nicht eingehaltener Fris-
ten nicht kündbar ist, ist arbeitsrechtlich problematisch. 
Wenn man die Personen dazu rechnet, welche bis dato kei-
nen Vertrag erhalten haben, stehen wir vor der Tatsache, 
dass über die Hälfte der Befragten vertraglich im grauen bis 
dunkelgrauen Bereich arbeiten. Diese Tatsache wirft Fragen 
vis-à-vis Schulleitungen, bzw. den Schulgemeinden in deren 
Hintergrund auf.

2. �Wie waren deine Anstellungsbedingungen 
im (vorigen) Schuljahr 2014/2015?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Ungefähr drei Viertel der Befragten 
haben damals im gebräuchlichsten Modell gearbeitet. Es 
wurde auf Anfrage seitens des Amtes für Volksschule (AVS) 
empfohlen. Ein Viertel der Befragten arbeitete unter un-
günstigeren Umständen.
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KSH-Mitgliederumfrage

Fragen 3., 4. und 5.
Die folgenden drei Fragen haben einen starken inneren Zu-
sammenhang und sollen deshalb gemeinsam diskutiert 
werden:

3. Aktuelle Anstellung in %� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Etwas mehr als die Hälfte der Ant-
wortenden arbeiten in einer 80- bis 100 %-Anstellung. Un-
gefähr ein Drittel zwischen 50 und 80 %. Daraus folgt, dass 
ca. ein Fünftel der Teilnehmenden zu 50 % oder weniger 
angestellt ist.

Thesen: In einer früheren Umfrage (2014), welche die 
KSH zur Anstellung in ISF durchgeführt hatte, war bloss ein 
knapper Drittel oder ein guter Viertel (27,3 %) im Vollpen-
sum angestellt. Wir intepretieren hier im Sinne des «selec-
tion bias», dass der neue Berufsauftrag vor allem die Voll-
zeitarbeitenden für diese Umfrage mobilisiert hat, welche 
sich in dieser Umfrage nun stärker bemerkbar machen. 
Diese Interpretation wird unterstrichen durch die gegen 
die kleineren Pensen hin insgesamt abfallende Kurve.

4. �Wie viele % sind in deinem Vertrag dem Arbeitsfeld 
«Schülerinnen und Schüler» zugeordnet?� (Nennwert: 58)

$

Zusammenfassung: Gemäss den Handreichungen zum 
Berufsauftrag gibt der Kanton eine Bandbreite von 2 – 17 % (!) 
vor und empfiehlt, innerhalb dieser 10 % für das Arbeitsfeld 
«SuS» einzusetzen. Alle Befragten befinden sich insgesamt 
innerhalb der Bandbreite, knapp die Hälfte gemäss der kan-
tonalen Empfehlung zwischen 10 % und 14 %. Es ist eine 
starke Streuung feststellbar.

5. Wie viele Klassen betreust du?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Über 90 % der Befragten betreuen 
eine Anzahl von Klassen, welche acht nicht überschreitet. 
Damit befinden sich fast alle innerhalb der für die KSH 
vertretbaren Bandbreite (vgl. Umfrage vom Mai 2014).

Thesen zu 3–5:
Es hat den Vorstand intensiv beschäftigt, innerhalb dieser 
Streuung ein Muster zu finden. Um es kurz zu machen: Ein 
solches gibt es nicht! Weder lässt sich die Streuung auf die 
Anstellungsprozente zurückführen, noch hängt sie mit der 
Anzahl zu betreuender Klassen zusammen. 

Betrachtet man das Verhältnis zwischen dem Arbeitsfeld 
«SuS» und der Anstellung in Prozenten, so ergibt sich ein 
insgesamt chaotisches Muster. Von der Vollzeitarbeitenden, 
die 3,7 % für «SuS» zur Verfügung hat und dem Ausreisser 
gegen 17 %+ bei 70 % hin entsteht ein Bild schierer Belie-
bigkeit. 

Wir interpretieren diese Beliebigkeit im besten Fall als 
Orientierungslosigkeit, im schlimmsten als Willkür. Weil weder 
der Grad der Anstellung noch die Anzahl der zu betreuen-
den Klassen signifikant zu Buche schlägt, muss davon aus-
gegangen werden, dass nicht in erster Linie pädagogische, 
sondern andere, möglicherweise auch subjektive Entschei-
dungskriterien der Vertragspartner zu Buche schlagen. 

Auch dieses Bild wirft Fragen auf.
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6. �Vorausgesetzt, dein Arbeitspensum sei gleich geblieben, 
wie hat sich dein Einkommen entwickelt?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Nachdem mehr als ein Drittel der 
Teilnehmenden diese Frage infolge einer Änderung nicht 
beantworten können, verbleiben 44 % vom Rest auf dem 
bisherigen Einkommen, 5 % haben sogar zugelegt, doch 
rund die Hälfte derer, die eine Aussage machen können, 
haben Lohn eingebüsst.

These: Der latente Verdacht, dass die Schulen den Wech-
sel zum neuen Berufsauftrag zur Einsparung von Lohn auf 
Kosten der SHP nutzen könnten, wird dadurch erhärtet. Ob 
eine Schuleinheit unter dem Strich dadurch etwas einspart, 
lässt sich aus diesem Wert natürlich nicht ermitteln. Es 
könnte sich auch um Kostenverschiebungen handeln. Es 
weist aber eindeutig darauf hin, dass im neuen Berufsauf-
trag die SHP die Verlierer sind.

7. �Fand vor Vertragsabschluss ein persönliches 
Mitarbeitergespräch statt?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Gut 45 % der Antwortenden haben 
echte Verhandlungen geführt, eine Mehrheit von fast 50 % 
ist vor Tatsachen gestellt worden. 5 % machen hierzu keine 
Angaben.

Thesen: Zu dieser Frage wurde eine grosse Anzahl von 
Kommentaren eingereicht. Der Tenor dabei: Die Neurege-
lungen überfordern die Arbeitnehmenden, der Verhand-
lungsspielraum ist primär eine administrative und keine pä-
dagogische Frage. Insbesondere die verwendeten Compu-
tertools liessen für pädagogische Erwägungen kaum Raum. 
Die Orientierung durch die Schulleitung war rudimentär. 
Die Tatsache, dass die Hälfte der Antwortenden keine Mög-
lichkeit für Verhandlungen hatte, deckt sich mit den Ergeb-
nissen aus Frage 1 und bedarf der Klärung im Gespräch mit 
Schulleitungen bzw. Behörden im Hintergrund.

8. �Wurden anlässlich deiner Vertragsverhandlungen 
die Fallführungen thematisiert?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Etwa 20 % der Antwortenden haben 
das Thema Fallführungen mit unterschiedlichen Ergebnis-
sen besprochen. Knapp 80 % nicht. 

Thesen: Da die Übertragung der Fallführung eines der 
entscheidenden Argumente war, die zur Entlastung (bzw. 
der Beibehaltung eines Teils der Zulage) der Klassenlehr-
kräfte führte, ist dieses Resultat doch etwas stossend. Es 
entspricht jedoch dem Eindruck, den man allenthalben aus 
informellen Quellen gewinnt, dass die Klassenlehrkräfte 
über diese Änderung im neuen Berufsauftrag mehrheitlich 
nicht informiert sind. Es stellt sich hier die Frage, ob die 
«Fälle», d.h. die Schülerinnen und Schüler im Einzelfall tat-
sächlich noch adäquat betreut werden, bzw. ob diese 
Arbeit nicht einfach unbezahlt an den SHP vor Ort «hängen 
bleibt». Gemäss qualitativen Aussagen der Teilnehmenden 
haben sich vor Ort öfters Situationen ergeben, wo die SL 
sie vertrösteten oder abblockten. In vielen Rückmeldungen 
wird vermutet, dass den SL und KLP das Wissen über die 
professionelle Handhabung von Fallführungen fehle.

9. �Glaubst du, deine Arbeitsbedingungen haben sich mit 
dem neuen Berufsauftrag verbessert / verschlechtert / 
nicht verändert?� (Nennwert: 58)

Zusammenfassung: Für einen knappen Drittel haben sich 
die Arbeitsbedingungen subjektiv nicht verändert. Eine 
einzige Person hat profitiert. Für den Hauptharst, d.h. fast 
60 % haben sich die Dinge zum Schlechteren gewendet.

Thesen: Die Antwort auf diese letzte Frage gleicht die 
subjektive Befindlichkeit der Befragten mit den oben be-
fragten Items ab. Sie bildet die Stimmung unter den SHP in 
der ISF insgesamt ab. Unter dem Strich sehen sich die SHP 
in der ISF als die Verlierer in der Umsetzung des neuen Be-
rufsauftrags.

KSH-Mitgliederumfrage
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Fazit und Schlussfolgerungen
Der neue Berufsauftrag lässt den Schulträgern eine grosse 
Spannweite. Offenbar wird diese im Einzelfall sehr unter-
schiedlich genutzt. Die Materie ist für den Laien – hierzu 
zählen sich auch die Mitglieder des Vorstands trotz einge-
hender Beschäftigung mit den einschlägigen Papieren 
nach wie vor – schwer durchschaubar. Etliche Mitglieder 
haben uns denn auch geschrieben, sie verstünden das 
Ganze nicht, die Informationen seien zu spärlich oder zu 
kompliziert ausgefallen und im Grunde müssten sie einfach 
geschehen lassen, was ihnen die Schulleitung vorsetze. Ei-
nige antworteten auch dahingehend, dass es ihnen 
schlicht «zu blöd sei, um Lohn zu feilschen» oder gar, dass 
sie aufgrund der herrschenden Kommunikationskultur be-
reits die Stelle gewechselt hätten. In Einzelfällen wurde der 
Schulleitung attestiert, «umfassend und gut informiert» zu 
haben, «sehr entgegenkommend» gewesen zu sein und 
sich erfolgreich bemüht zu haben, die «früheren Arbeitsbe-
dingungen» zu übernehmen. Als Erfolgsgeschichten sind 
auch die Berichte zu werten, wonach es der SHP gelungen 
ist, dank Nachhaken und proaktiver Verhandlungstaktik 
den Schaden in Grenzen zu halten. Für die Mehrheit der 
Teilnehmenden hat aber der Wechsel zum neuen BA Er-
schwerungen, Einschränkungen und Lohneinbussen mit 
sich gebracht.

Vorläufige Schlüsse 
Der Vorstand wird die vorliegenden Daten für die Verhand-
lungen auf der verbandspolitischen Ebene weiterverwen-
den, so wie er das schon mit den Resultaten der letzten 
Umfrage gehandhabt hat. Wir werden die Sozialpartner 
von dieser Erhebung in Kenntnis setzen und insbesondere 
der Verband der Schulleitungspersonen wird zu einer Stel-
lungnahme eingeladen werden. Der Vorstand wird seiner 
Enttäuschung darüber Ausdruck geben, dass der neu ge-
wonnene Spielraum der Schulleitungen und Behörden ent-
gegen deren anderslautenden Versprechungen doch of-
fenbar eher zuungunsten der SHP ausgenutzt worden ist. 
Über den weiteren Verlauf unserer Bemühungen informiert 
sich die geschätzte Leserschaft auf unserer Homepage, in 
diesem Mitteilungsblatt und an der HV im kommenden 
Herbst.

Der Vertrag – sofern er tatsächlich jemals gültig war – gilt 
noch für dieses Schuljahr. Bis April muss er erneuert wer-
den. Das heisst, es geht in eine neue Verhandlungsrunde. 
Es ist dem Vorstand ein Anliegen, aus den Rückmeldungen 
einige kritische und selbstkritische Überlegungen sowie 
Anregungen für unsere Mitglieder abzuleiten, welche ihnen 
in der kommenden Verhandlungsrunde von Nutzen sein 
könnten.
1. �Zeitpunkt der Verhandlungen: Eine echte Win-Win-Situa-

tion herzustellen, benötigt Zeit. Im letzten Jahr haben 
sich die Ereignisse überstürzt und einige Schulleitungen 
waren schlicht überfordert. In diesem Jahr ist die Vorlauf-
zeit ausreichend und ausserdem liegen erste praktische 

Erfahrungen vor. Man tut also gut daran, die Verhandlun-
gen früh genug anzusetzen, sodass man mit der nötigen 
Musse abklären, diskutieren und prüfen kann und sich 
eine allfällige Kündigung des Vertrages reiflich überlegen 
kann. Proaktives Vorgehen seitens der Arbeitnehmenden 
hat sich schon im letzten Jahr bewährt. Die Schulleitun-
gen können über die Planung der neuen Verhandlungen 
Auskunft geben. Wer sich auf schwierigere Diskussionen 
einstellen muss, darf sicherlich um einen baldigen Ter-
min bitten. Fragen kostet bekanntlich nichts.

2. �Fachliche Diskussion: Die Rückmeldungen zeigen einmal 
mehr, dass in vielen Teams nicht transparent ist, worin 
die Arbeit der SHP eigentlich besteht. Besonders deutlich 
wurde das aus den Kommentaren zur Frage nach den 
Fallführungen. Behörden, Schulleitungen und Teams wis-
sen oft nicht, was Förderdiagnostik, -Planung und -Evalu-
ation beinhalten und welchen Aufwand sie darstellen, 
wenn man sie auf professionellem Niveau betreibt. Was 
ein Entscheidungsgremium nicht weiss, kann es nicht 
berücksichtigen. Auch hier ist also Aktion gefordert. Die 
SHP soll die fachliche Diskussion vernehmlich führen, der 
Nutzen und die Wichtigkeit von gewissenhaft ausgeführ-
ter heilpädagogischer Arbeit muss deutlich werden, 
dann wird sie auch wertgeschätzt.

3. �Informiertheit: Nicht nur die Schulleitungen, auch die 
SHP sind von der Einführung des neuen BA kalt erwischt 
worden. Wer mit mangelhaftem Informationsstand in 
Verhandlungen tritt, hat naturgemäss schlechte Karten. 
Hier lohnt es sich sicherlich, sich schlau zu machen. Ins-
besondere die «Handreichungen zum neuen Berufsauf-
trag» sind hierzu von Nutzen. Das Dokument ist mit 24 
Seiten auch für die gestresste Fachperson lesbar und in-
formiert prägnant. Als .pdf wird es auf der Homepage 
des AVS zum Download zur Verfügung gestellt. Weitere, 
umfassendere Dokumente findet man da ebenfalls.

4. �Handeln: Verhandeln bedeutet nicht nur Handeln im krä-
merischen, sondern vor allem im tätigen Sinne. Das Bild 
des Schulischen Heilpädagogen ist im Wandel (vgl. die 
Diskussion «ein Blick über den Tellerrand» auf Seite 12 in 
dieser Ausgabe). Die SHP wird gesellschaftlich mehr und 
mehr als Dienstleisterin verstanden, deren Leistungen 
man einkauft. Es liegt auf der Hand, dass dabei die Quali-
tät dieser Leistungen auch Einfluss auf die Nachfrage hat. 
Eine heilpädagogische Fachperson tut also gut daran, 
sich im Beruf «fit» zu halten. Was das bedeutet, führt das 
KSH-Leitbild aus. Es ist auf unserer Homepage prominent 
zu finden. Wir sind überzeugt, dass es sich auch weiter-
hin auszahlen wird, qualitativ gute Arbeit zu leisten.

Links
Infos zum Berufsauftrag:	 www.schule.sg.ch
Leitbild KSH:	 www.ksh-sgai.ch

KSH-Mitgliederumfrage
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Gelingensbedingungen 
in multiprofessionellen Teams
Natürlich werden mit der wachsenden Heterogenität des 
Klientels der Schule auch unsere Aufgaben vielfältiger. Der 
Schulmeister als Einzelkämpfer in allen Disziplinen und als 
alleinverantwortlicher Dirigent in seinem Klassenzimmer 
hat längst abgedankt und an seine Stelle ist eine Gemein-
schaft von Fachpersonen getreten, das sogenannte multi-
professionelle Team. Ein solches umfasst Mitglieder aus ver-
schiedenen Berufsgruppen und seine Zusammensetzung 
variiert je nach lokalem Förderangebot erheblich. 

Es gilt heute also nicht nur, kulturell oder in Bezug auf 
ihre Begabung unterschiedliche Schülerinnen und Schüler 
in eine Integrative Schule zu inkludieren, sondern darüber 
hinaus auch ein mannigfaltiges Fachpersonal aus Pädago-
gik, Heilpädagogik, Klassenassistenz und Therapie. 

So neu die verschiedenen inklusiven Konzepte sind, 
noch neuer sind die ersten Forschungsarbeiten zur interdis-
ziplinären Zusammenarbeit und den Bedingungen, unter 
denen sie gelingen kann. Ein beachtenswertes Forschungs-
projekt mit dem Titel «Kooperation und Team-Entwicklung 
in der interdisziplinären Zusammenarbeit» (Horber Dörig & 
Köchlin, 2014) wurde im vergangenen September anläss-
lich des SZH-Kongresses in Bern von der Co-Autorin Sonja 
Horber Dörig vorgestellt. Ebenso widmet die Schweize
rische Zeitschrift für Heilpädagogik dieser Arbeit einen 
Beitrag und stellt die Resultate vor.

Im Zusammenhang mit dem Schwerpunktthema unseres 
Mitteilungsblattes haben wir der Präsentation beigewohnt 
und möchten die Resultate des Forschungsprojektes in Be-
zug auf unsere Rolle als Schulische Heilpädagoginnen und 
-Pädagogen in den multiprofessionellen Teams diskutieren:

Das Forschungsprojekt
Das Projekt wurde im Kanton Solothurn im Rahmen eines 
Weiterbildungskonzepts der Pädagogischen Hochschule 
Fachhochschule Nordwestschweiz (PH FHNW) durchge-
führt und umfasst im Wesentlichen die Auswertung von 
sechs explorativen Gruppeninterviews mit total 69 pädago-
gisch und pädagogisch-therapeutischen Fachpersonen aus 
verschiedenen integrativen Schulformen der Volksschule. 

Darunter SHP, Heilpädagogische Früherzieherinnen, Fach-
lehrpersonen (DaZ), Logopädinnen, Psychomotorikthera-
peuten sowie Regellehrkräfte. Nicht mit von der Partie waren 
Klassenassistenzen, doch gelten die im folgenden vorge-
stellten Resultate und deren Implikationen nur umso stär-
ker, je mehr Professionen ein interdisziplinäres Team um-
fasst.

Auch im Kanton Solothurn haben etliche der Teilneh-
menden von unbefriedigenden Zuständen zu berichten. Die 
Kooperation unter den verschiedenen Akteurinnen und 
Akteuren gestaltet sich nicht immer einfach, ist zeitaufwen-
dig und wird oft als ineffizient wahrgenommen. In der Ge-
genüberstellung dieser Befunde mit solchen aus gut funk
tionierenden Teams wurde festgestellt, dass sich die Prob-
leme wie auch deren Lösungsansätze im Wesentlichen auf 
drei Aspekte reduzieren lassen.

Drei Aspekte
Zuvorderst geht es um Rollenklärung. Da sich die Aufga-
benbereiche der pädagogischen, heilpädagogischen, päd-
agogisch-therapeutischen und therapeutischen Fachperso-
nen zum Teil überlappen, ist es vor allem gegen aussen hin 
nicht ganz klar, in wessen Bereich bestimmte Tätigkeiten 
fallen. Umso wichtiger ist es, die Rollen intern geklärt zu 
haben. Nur so kann man z.B. vis-à-vis Eltern oder Behörden 
professionell auftreten und kompetent Auskunft geben. 

Eine gelingende Rollenklärung setzt aber zweitens vor-
aus, dass die Akteure des multiprofessionellen Teams über 
die Fachgebiete der jeweils anderen Fachpersonen ver-
tiefte Kenntnisse besitzen. In interdisziplinären Teams «tref-
fen Berufsgruppen aufeinander, deren Mitglieder nur we-
nige Vorstellungen davon haben, was die jeweils anderen 
Tätigkeiten überhaupt beinhalten», schreibt Horber Dörig 
(Schweizerische Zeitschrift für Heilpädagogik, Nr. 9/2015). 
Es liegt auf der Hand, dass eine Rollenklärung scheitern 
muss, solange die Vorstellungen von der Arbeit des Koope-
rationspartners zu diffus sind.

Drittens zeigt sich, dass der Prozess der Rollenklärung 
der «Hilfreichen Anleitung und Strukturierung von aussen» 
(ebenda, S. 9) bedarf. Hier sind insbesondere die Schullei-
tungen gefragt, die hier in Sachen Personalführung die Ini-
tiative ergreifen müssen. Gelingende Kooperation ist eine 
Frage von verlässlichen Rahmenbedingungen und diese zu 
setzen wiederum eine Führungsfrage.

Gelingensbedingungen für Kooperation
Horber Dörig und Köchlin legen aufgrund dieser Befunde 
acht «Empfehlungen» vor, «um Herausforderungen um Ver-
änderungsprozess begegnen zu können» (ebenda, S. 10). Bei 
deren Lektüre wird allerdings schnell klar, dass die Autoren-
schaft mit dieser Bezeichnung eine fast schon euphemis

Sonja Horber Dörig ist Dozentin und Praxisleh-
rerin an der Fachhochschule Nordwestschweiz 
(FHNW) in der Professur für Soziales Lernen unter 
erschwerten Bedingungen. Sie ist Heilpädago-
gin, Coach und Supervisorin (BSO) und Mediato-
rin mit Schwerpunkten Mediation in Organisatio
nen/Team-Mediation und Schulmediation/me-
diatives Handeln in der pädagogischen Arbeit. 
Im Forschungsprojekt Kooperation und Team-
Entwicklung in der interdisziplinären Zusam-
menarbeit hat sie die Projektleitung inne.
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tische Wortwahl getroffen hat, denn im Grunde genom-
men geht es um nichts weniger als um Gelingensbedin-
gungen, welche zwingend erfüllt sein müssen, sofern ein 
multiprofessionelles Team überhaupt kooperieren und da-
mit auch erst seinen Adressaten, den Schülerinnen und 
Schülern nämlich, bzw. seinem gesellschaftlichen Auftrag 
gerecht werden kann:

1. �Organisiere übergeordnete Schulentwicklungstage
Kooperation muss proaktiv gestaltet werden, erfordert Ver-
bindlichkeiten, eine gemeinsame Vision und die Auseinan-
dersetzung mit allfälligen Ängsten der Akteurinnen und 
Akteure, z.B. vor Autonomieverlust. Dies kann nur unter 
Einbezug aller betroffenen Fachpersonen, d.h. gemeinsam 
erfolgen. Hierzu bedarf es eines geeigneten Rahmens und 
der Führung, wofür die Schulleitung zu sorgen hat.

2. Stelle Leitlinien zur Verfügung
Leitlinien sind vertrauensbildend und verständnisfördernd. 
Den Mitgliedern eines multiprofessionellen Teams muss 
klar sein, von welchen Rahmenbedingungen sie ausgehen 
können, welche gesetzt und welche verhandelbar sind.

3. Gestalte auf konzeptioneller Ebene
Ein Leitbild ist für die Klarheit auf institutioneller Ebene 
dienlich. Im Alltag hilfreich sind aber vor allem davon abge-
leitete Leitfäden, Checklisten, Kooperationsformulare, etc. 
Konzeptionelle Klarheit ist die Grundlage von Transparenz 
und Professionalität.

4. Lebe eine offene Feedbackkultur
Kooperation ist nicht bloss eine Frage von Fachlichkeiten, 
sondern ebenso von psychosozialen Prozessen und Emo
tionen zwischen den Akteurinnen und Akteuren. Diesen 
muss Raum gegeben werden, sodass sie nicht aus der La-
tenz heraus als unausgesprochene Widerstände die Bemü-
hungen um Zusammenarbeit hintertreiben. 

5. Besuche gemeinsame Weiterbildungen
Das gemeinsame Aneignen von neuem Wissen zeigt sich 
als Katalysator für gelingende Kooperation. Hierbei geschieht 
das Abstecken von Zuständigkeiten und das Kennenlernen 
des jeweiligen fachspezifischen Approachs an ein Thema 
quasi en passant und eher schwach von Widerständen und 
Alltagsdruck belastet. Damit bietet die Weiterbildungssitua
tion auf natürliche Weise Raum für informelle Begegnun-
gen und gegenseitiges Kennenlernen.

6. Stelle Gefässe für Gespräche zur Verfügung
Wenn der Kooperation kein Raum gegeben wird, so kann 
sie auch nicht stattfinden. Als wesentlicher Schluss des vor-
liegenden Forschungsprojekts postulieren die Autorinnen 
unmissverständlich, dass «Kooperationszeit» als «fixer Be-
standteil» der Arbeit zu gelten hat und ihr auch ein fester 
Platz eingeräumt werden muss. Wichtig dabei ist Regelmäs
sigkeit. 

7. Installiere einen gemeinsamen IT-Bereich
Wie unter Punkt drei arbeitet das Autorenteam hier die 
Wichtigkeit der Professionalisierung des formalen Teils der 

Zusammenarbeit unter den Mitarbeitenden heraus. IT bietet 
viele zeit- und ressourcensparende Möglichkeiten, um den 
Informationsfluss zu erleichtern.

8. Plane längerfristig
Gelingende Kooperation ist schliesslich das Resultat länger
fristiger gemeinsamer Anstrengungen. Die dazu nötige 
Zeit und Konstanz in der Zusammensetzung der jeweiligen 
Teams sind weitere unverzichtbare Faktoren. Kooperation 
kann nicht aus dem Boden gestampft werden, sondern 
muss wachsen können.

Schlüsse für die SHP
Gestützt insbesondere auf die Leitsätze 1– 4 aus unserem 
Berufsleitbild (von der Mitgliederversammlung 2013 ver
abschiedet) kommt der Schulischen Heilpädagogin, dem 
Schulischen Heilpädagogen als Fachperson für Integration 
und Kooperation innerhalb von multiprofessionellen Teams 
eine tragende Bedeutung zu. Ihr Fachwissen können un-
sere Verbandsmitglieder insbesondere im Rahmen von Fall-
führungen umsetzen, die je nach Absprache mit den Klas-
senlehrkräften, bzw. der Schulleitung auch im neuen Be-
rufsauftrag nach wie vor möglich sind. Die SHP im ISF sind 
aufgrund ihrer Ausbildung und ihrer Position als Integrato-
rinnen und Integratoren in den Schulteams prädestiniert 
dafür, an der Entwicklung von Kooperationsformen zuvor-
derst mitzuwirken. Es ist kein Zufall, dass die Ergebnisse 
dieses Forschungsprojektes, welche ja eben interdisziplinär 
relevant sind, über die Fachorgane der Heilpädagoginnen 
und Heilpädagogen Verbreitung findet. Das bietet auch 
Gelegenheit, vis-à-vis von Schulleitungen und Schulteams 
als Fachperson aufzutreten und, gestützt auf diese wissen-
schaftlichen Erhebungen, eine proaktive Rolle in der Team
entwicklung zu übernehmen.

Nachdem wir im neuen Berufsauftrag die eine oder an-
dere Kröte haben schlucken müssen und nachdem sich die 
Anzeichen mehren, dass das Bild unseres Berufsstandes da 
und dort etwas an Glanz verloren hat, ist die Botschaft 
umso klarer: Es wird nicht geschätzt, was nicht einge-
schätzt werden kann und gerade als SHP ist man aufgeru-
fen, in den Multiprofessionellen Teams Farbe zu bekennen, 
sein Licht nicht unter den Scheffel zu stellen, sondern Ein-
blick in seine Arbeit zu gewähren und Weitblick zu bewei-
sen, ein Vorbild zu sein und ein verlässliches, wertvolles 
Mitglied der Mannschaft.
� Stephan Herzer

Selber lesen
www.szh.ch/de/Infoplattform-zur-Heil-und-Sonderpaeda-
gogik-in-der-Schweiz/Schweizerische-Zeitschrift-fuer-Heil-
paedagogik/Aktuelle-Ausgabe/page33853.aspx

www.ksh-sgai.ch/index.php/portrait-ksh/leitbild/52-leitbild

Gelingensbedingungen
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Ein bilaterales Gespräch zum Anlass der externen Evalua-
tion «Integrierte Sonderschulung» im Kanton Thurgau.

Die Schweizer Bildungspolitik ist seit jeher ein föderalis
tisches Gebilde und wird es allen Unkenrufen gewisser 
Initianten zum Trotz auch weiterhin bleiben. Jeder Kanton 
kocht sich sein eigenes Süppchen aus regional angepassten 
Lehrplänen, kantonalen Berufsaufträgen, Stundentafeln, 
Lehrmitteln und Besoldungsverordnungen und würzt es 
mit seinen ganz eigenen Begrifflichkeiten. Für eine Lehr-
kraft des einen Kantons bleiben die Arbeitsbedingungen 
andernorts deshalb oft ein bisschen mysteriös. Wir wissen 
vielleicht grade noch, wo man für dieselbe oder für weni-
ger Arbeit mehr verdienen würde, wie und unter welchen 
Rahmenbedingungen sich diese Arbeit aber gestaltet, wis-
sen wir nicht. Das ist schade und auch ein wenig seltsam, 
denn die zeitgenössischen Herausforderungen an Schule 
halten sich nicht an Kantonsgrenzen. Es sind gesellschafts-
weit dieselben und sie haben sich – klammheimlich – 
schon längst von selber harmonisiert. Heterogenität, Indivi-
dualisierung und Multiprofessionalität, Integration, Inklu-
sion und Konfusion sind keine hausgemachten und exklu-
siven Herausforderungen und es kann daher durchaus 
erhellend sein, einen Blick über den Tellerrand zu wagen 
und zu schauen, woraus sich die Suppe anderer Leute so 
zusammensetzt. Nicht nur, um besonders erfolgverspre-
chende Rezepturen zu kopieren oder andere erst gar nicht 
zu versuchen, sondern einfach deshalb, weil es hinterm eige
nen Tellerrand mit dem Horizont noch weitergeht.

Anlass zum Blick über die Kantonsgrenze gab uns ein kurzer 
Bericht im Tagblatt vom 7. September 2015. Im Kanton Thur-
gau hatte man das System «IS» (Integrative Sonderschu-
lung) das erste Mal nach seiner Umsetzung gründlich eva-
luieren lassen. Diese externe Evaluation wurde von der HfH 
durchgeführt und resultierte in einem öffentlich zugängli-
chen Dokument, dem rund siebzig Seiten starken Bericht 
mit dem Titel «Externe Evaluation der Integrativen Sonder-
schulung (IS) im Kanton Thurgau» (Aellig S. und Mettauer 
Szaday B., 2015). Die Zeitungsmeldung, obwohl sehr knapp, 
enthielt Brisantes: «Es sind letztlich die Lehrpersonen, die dar­
über entscheiden, ob ein Schüler integriert wird oder nicht», war 
zum Beispiel zu lesen. «Es hat sich gezeigt, dass die finanziel­
len Mittel eher zur Entlastung der Lehrer eingesetzt werden, 
also etwa für eine Unterrichtsassistenz und weniger für Heilpä­
dagogen» wurde ein gewisser Herr Schroeder zitiert und 
weiter: «Wir würden es begrüssen, wenn vermehrt das Know-
how von Heilpädagogen einbezogen werden würde.»

Die Druckerschwärze der Augustausgabe unseres Mittei-
lungsblattes war kaum ganz trocken, worin Bea Zumwald 

zur Aufgabe von Klassenassistenzen ausdrücklich festhält: 
«Das (nämlich die auffälligen Schüler bei der Klassenassis-
tenz zu parkieren, damit die Lehrperson sich ungestört 
dem Rest der Klasse widmen kann, [Anmerkung der Redak-
tion]) ist auf KEINEN FALL die Idee!! Es geht im Gegenteil 
darum, dass Lehrperson und SHP ihre Kompetenzen dort 
einsetzen können, wo sie auch gebraucht werden.» Und 
noch hat uns Erwin Beck seine Gruss- und Beruhigungsbot-
schaft anlässlich unserer HV noch gar nicht überbracht (vgl. 
den Artikel «der erste Bildungstag» auf Seite 22 dieser Aus-
gabe). Wenn man bereits hellhörig ist, dann überhört man 
solche Aussagen nicht. Wir wollten darum genauer wissen, 
was hinter der kurzen Meldung steckt! Folglich haben wir 
den Evaluationsbericht der HfH gelesen und haben uns mit 
oben bereits zitiertem Robert Schroeder von der Thurgauer 
Schul- und Sonderschulaufsicht sowie mit Roland Züger, 
dem Präsidenten der Thurgauer Konferenz Heilpädagogi-
scher Lehrpersonen (TKHL) in Steckborn zu einer länger 
dauernden Besprechung getroffen. Unserer Leserschaft 
präsentieren wir einen Zusammenschnitt des Gesprächs 
mit unserer Thurgauer Schwesterorganisation und einem 
bemerkenswert offenen Robert Schroeder vom Thurgauer 
Amt für Volksschule (AV). Der Verständlichkeit halber wurde 
die Mitschrift des Gesprächs in fünf Phasen gegliedert, jede 
von ihnen ein Thema, das zu vertiefen sich lohnen würde. 

Für das Mitteilungsblatt (MB) hat Stephan Herzer an die-
sem Treffen teilgenommen.

Gesprächsphase 1:
Begriffe klären

MB: Bevor wir den Evaluationsbericht im Einzelnen erör-
tern, scheint es sinnvoll, die zentralen Begriffe zu klären. In 
einer ersten Lesung schien es mir, das Thurgauer «IS» sei in 
etwa das Pendant zum St.Galler «ISF» – mittlerweile bin ich 
etwas unsicher …
Roland Züger (RZ): Im Kanton TG unterscheiden wir zwi-
schen «IF» und «IS». «IS» bedeutet «Integrierte Sonderschu-
lung». Kinder mit Sonderschulstatus können von Fall zu Fall 
in Regelklassen beschult werden.

Robert Schroeder (RS): Bei uns ist die «Integrative Sonder-
schulung» kantonal. Das ist im Kanton TG eine Spezifität. Das 
ist in den meisten Kantonen anders, wo ja die Schulgemein-
den immer noch einen Anteil an der Sonderschulung mitfi-
nanzieren. Das ist bei uns nicht so. Bei uns legt der Kanton – 
d.h. die Schulpsychologie des Kantons – fest, ob ein Kind son-
derschulbedürftig ist, und das zieht dann eine individuell für 
jedes einzelne Kind an einem Runden Tisch ausgehandelte 
Finanzierung nach sich, die ausschliesslich kantonal ist.

Ein Blick über den Tellerrand –
oder multiprofessionelle Herausforderungen
«ennet» der Grenze
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Ein blick über den Tellerrand

RZ: Integrierte Förderung findet dagegen in allen Thur-
gauer Klassen statt. Grundsätzlich gibt der Kanton die Fi-
nanzen mittels eines von der Schulgemeinde abhängigen 
Faktors pro Schüler vor. Das Angebot kann aber lokal darü-
ber hinausgehen. Wenn man findet, dass man mehr Geld 
dafür ausgeben möchte, dann kann man das machen. Vie-
lerorts ist eine heilpädagogische Lehrperson für 2 – 3 Lektio-
nen in einer Klasse. Ob in dieser Klasse ein integrierter Son-
derschüler mit einer Lernzielanpassung oder mit besonde-
ren Bedürfnissen integriert ist, hat auf diesen Faktor keinen 
Einfluss. Es sind zwei voneinander unabhängige Systeme, 
sie sind auch unabhängig voneinander finanziert. Das ist so 
der Unterschied, den ich kenne.

RS: Wir haben im Thurgau 90 Schulgemeinden und wir ha-
ben traditionellerweise eine sehr hohe Autonomie dieser 
Schulgemeinden. Somit haben wir auch 90 zum Teil sehr 
unterschiedliche Förderkonzepte. Diese sind lokal gewach-
sen. Wir sind kein zentralistisch verfügender Kanton. Daher 
bestimmt weitgehend die einzelne Schulgemeinde, wie 
weit sie gehen will mit ihren integrativen Bemühungen. Sie 
bestimmt auch, wie sie die Finanzen einsetzt, welche sie 
zur Verfügung gestellt bekommt. Roland Züger erwähnt 
das Beitragssystem, worüber wir der Schulgemeinde für je-
des Kind einen gewissen Anteil Geld zuerkennen. Auf die-
sem Topf drauf hat es einen weiteren Anteil Geld, das für 
Sonderpädagogisches gedacht ist. Sonderpädagogisches 
heisst für uns immer: Was hilft euch am meisten? Das muss 
darum nicht Logo sein, muss auch nicht SHP sein, auch 
nicht Psychomotorik, es kann zum Beispiel auf kleinere 
Klassengrössen hinauslaufen. Also wenn eine Schule sagt: 
Wir führen unsere Klassen bewusst anstatt mit 21 nur mit 
18 Kindern und haben dadurch weniger Bedarf an Schuli-
scher Heilpädagogik, dann ist das für uns machbar. Das hat 
dazu geführt, dass es Schulen gegeben hat, die gesagt ha-
ben: Gut, wir führen flächendeckend Unterrichtsassistenz 
ein. Das sind zum Teil Lehrpersonen, die einfach zu einem 
anderen Ansatz angestellt werden, oder Nicht-Lehrperso-
nen, irgendwelche interessierten Leute. Die müssen fach-
lich keine Ahnung haben, aber sie müssen sich sozial und 
emotional in eine Klasse integrieren.

MB: Wir notieren also: «IS» und «IF» sind zwei unterschied
liche Dinge. Unser «ISF» lässt sich nur bedingt damit verglei-
chen, hat irgendwie von beidem etwas. Unsere «Integrierte 
Schüler- und Schülerinnenförderung» versteht sich nicht 

primär als «Integrierte Sonderschulung». Natürlich aber 
können dadurch eine Anzahl Schülerinnen und Schüler in 
die Regelschule integriert werden, die sonst separiert in 
einer Sonderschule beschult werden müssten. Das vor
liegende Evaluationspapier der HfH befasst sich nun aber 
ausschliesslich mit «IS».

Gesprächsphase 2:
Evaluationsergebnisse

RS: Genau. Vor zwanzig Jahren hat das angefangen mit ein-
zelnen Schulen, die sich als «Schule für alle» verstanden 
haben. Alle Kinder, die in Tobel, Neuwilen oder in Hohen-
tannen gewohnt haben, – egal ob hochbegabt oder schwer-
behindert – sind da zur Schule gegangen. Das hat man mit 
zusätzlichen Ressourcen aus der Sonderschule und auch 
mit zusätzlichem Personal aus den Sonderschulen so lau-
fen lassen. Später hat sich mit der NFA, das heisst mit dem 
Rückzug des Bundes, als die Kantone die Sonderschulun-
gen übernommen haben, auch bei uns eine Neuorientie-
rung aufgedrängt: Es gibt einen gesellschaftlichen An-
spruch zu erfüllen, es gibt Salamanca, der Bundesrat hat 
das BehiG ratifiziert, etc. 

Seit 2008 wird die Sonderschulung finanziell nun kanto-
nal gesteuert. Wir fanden nun, es ei an der Zeit, abzuklären, 
ob wir auf dem richtigen Kurs sind. Schliesslich haben wir 
ständig gehört: «Ach komm, ihr spart doch da auf dem Bu-
ckel der Kinder mit besonderen Bedürfnissen und auf Kos-
ten der Lehrpersonen, wenn ihr da einfach Sonderschüler 
ins System rein- und nicht genügend Ressourcen zur Verfü-
gung stellt!» Das wollten wir deshalb wirklich explizit unter-
sucht haben und zwar durch eine externe Instanz, und da-
rum haben wir die HfH damit beauftragt. 

MB: Und was ist dabei herausgekommen?
SZ: Zumindest beim Punkt der Ressourcen kommt die HfH 
zum Schluss, dass das Geld, das wir einsetzen, sinnvoll ein-
gesetzt ist. Die Sparvorwürfe sind damit vom Tisch. Man 
macht für jedes Kind, für jeden Sonderschüler und jede 
Sonderschülerin ein Konzept, wo man aufschreibt, was man 
für welchen Bereich ausgibt. Das legt man an einem Runden 
Tisch fest, wo es um Ziele, Massnahmen und Kosten geht. 
Daraus resultiert ein individueller Kostenrahmen und mit 
dem geht man dann los. Wir haben die tiefsten integrativen 
Sonderschulungen bei rund Fr. 12’000.– pro Jahr und die 

Robert Schroeder: Ursprünglich via Lehrer-
seminar als Sonderschullehrer tätig, Realleh-
rerweiterbildung, unterrichtete an der Son-
derklassen-Oberstufe bis 2003. Danach tätig 
als Schulinspektor im Amt für Volksschule, 
koordiniert als Leiter der internen Arbeits-
gruppe Sonderschulung die diesbezüglichen 
Anliegen von Schulpsychologie, Finanzen, 
Aufsicht und der kantonalen Fachstelle zu 
Handen des Amtschefs.

Roland Züger: Ausgebildeter Primarlehrer und meh-
rere Jahre Klassenlehrer an einer Regelschule. Aus-
bildung zum Schulischen Heilpädagogen an der HfH 
im Vollzeitstudium. Tätigkeit als integrativ tätiger 
SHP auf allen Stufen der Volksschule, zuletzt mehr-
heitlich auf der Oberstufe an einer alters- und niveau-
durchmischten Mosaik-Sekundarschule. Seit 2014 
Sonderschullehrer an der Oberstufe der Schulstif-
tung Glarisegg. Seit acht Jahren Mitglied im Vor-
stand der Thurgauer Konferenz Heilpädagogischer 
Lehrpersonen und seit drei Jahren deren Präsident.
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teuersten, die über Fr. 50’000.– kosten. Wir machen da eine 
Mischrechnung, wobei wir natürlich aufpassen müssen. Es 
gibt einen Passus im Reglement, der besagt, dass uns eine 
«IS» nicht teurer kommen darf als eine Sonderschule. 

Ein zweiter Punkt betrifft die Frage, wie stark der Kanton 
die «IS» pädagogisch steuert. Und da kommt heraus, dass 
wir als Kanton sehr wenige Vorgaben machen. Wir überlas-
sen das Feld dem Markt. Das heisst, man macht das, was 
vor Ort als richtig und gut angeschaut wird. Die Förderpla-
nungsprozesse sind daher lokal sehr unterschiedlich. Die 
HfH möchte Minimalstandards formuliert haben. Da sind 
wir jetzt dran, das wollen wir aufnehmen. Wir haben ja an 
diesen Runden Tischen die Möglichkeit, über die Schulauf-
sicht steuernd einzuwirken.

Drittens geht es um Kommunikation und Zusammen
arbeit und darum, ob die guten Absichten der verschiede-
nen Konzepte auch tatsächlich umgesetzt werden. Hier 
kommt die HfH zum Befund, dass die Gemeinden unter-
schiedlich gut unterwegs sind. Wir müssen da genauer hin-
schauen.

Viertens wurde noch die Qualitätssicherung evaluiert. Wir 
haben die gesetzliche Vorgabe, dass jede Integrative Son-
derschulung durch eine Fachperson aus einer anerkannten 
Sonderschule begleitet werden muss. Die Schule, die Volks-
schule, sucht sich die Sonderschule, von der sie begleitet 
werden will, aber selber aus und definiert auch Form und 
Umfang der Begleitung. Das kann Coaching oder fachliche 
Unterstützung sein oder auch Besprechungsteilnahme ge-
genüber Eltern. Und da hat die Evaluation festgestellt, dass 
diese Begleitungen sehr unterschiedlich aufgestellt sind. Es 
gibt Begleitungen, die übertreiben es beinahe und andere, 
da läuft praktisch nichts. Da werden wir reagieren, das wol-
len wir vereinheitlichen und professionalisieren. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass wir als Kanton 
stark dienstleisterisch denken. Wir hatten dadurch auch 
eine starke Zunahme von Integrativen Sonderschulungen. 
Wir haben mit um die 48, 50 Kindern angefangen am An-
fang, das machte 2,2 Millionen – heute kostet es das Dop-
pelte, aber aktuell sind 136 Kinder integriert, Tendenz stei-
gend. 

Im selben Zeitraum haben die separativen Sonderschu-
lungen abgenommen. Vor allem im Geistigbehinderten- 
Bereich. Dabei konnten mathematisch zwar nicht diesel-
ben Einsparungen gemacht werden, denn die Sonderschu-
len haben ihre Infrastruktur und ihre Ausrichtung ja trotz-
dem. Wir sind hier allerdings nicht unter einem grossen 
Spardruck im Sinn von: Soviel wie ihr in der IS mehr aus-
gebt, soviel müsst ihr in den Sonderschulen einsparen. Das 
finde ich eigentlich noch gut.

Gesprächsphase 3:
Berufsethos und pädagogische Entwicklungen

MB: Was können Sie, Herr Züger, aus Sicht des Berufsverban-
des ergänzen?
RZ: Zu denken gibt uns insbesondere ein Punkt. Die Thur-
gauer Schulgemeinden geniessen eine sehr hohe Auto

nomie, das heisst, sie können eigentlich selber entschei-
den, ob sie ein Kind integrieren wollen oder nicht. Und das 
wiederum steht und fällt gemäss Evaluation letztlich mit 
der einzelnen Lehrperson und ob diese sich ausreichend 
kompetent fühlt, beziehungsweise ob sie ein Kind über-
haupt integrieren möchte. Die Lehrpersonen – so nehme 
ich das wahr – haben in dieser Frage das letzte Wort. Ich 
habe es noch nie angetroffen, dass da eine Schulpräsiden-
tin oder ein Schulleiter gesagt hätte: «Wir möchten, dass 
dieses Kind hier integriert wird und du, Lehrperson, hast 
das jetzt umzusetzen! Da hast du deine Unterstützung, bit-
tesehr, das funktioniert jetzt.» Da sind vielleicht Ängste vor-
handen, dass man die Lehrperson vergraulen könnte. Je-
denfalls lässt sich «IS» nicht gegen den Willen der Lehrkraft 
durchsetzen. Aus der Sicht der Sonderschulen ist das eine 
Herausforderung.

MB: Inwiefern eine Herausforderung?
RZ: Hier an dieser Sonderschule (Schulstiftung Glarisegg, 
Anm. d. Red.) hatten wir grade gestern ein Standortge-
spräch, wo wir auf nächsten Sommer das Ziel definierten, 
einen der Sonderschüler wieder in die Regelschule zu rein-
tegrieren. Wir sind daran, die Gelingensbedingungen dafür 
zu definieren. Die Familie möchte umziehen. Die Schul-
frage spielt dabei eine grössere Rolle, als uns lieb ist. Ich 
finde es problematisch, dass wir als Sonderschule der Fami-
lie eine Schulgemeinde empfehlen sollen, die ein Förder-
konzept hat, welches der geplanten Reintegration über-
haupt Chancen lässt. Wir könnten zwar tatsächlich sagen: 
Ziehen Sie in diese oder jene Schulgemeinde, das ist da 
wunderbar, … aber wenn eine Familie ihr gesamtes Leben 
nach meinen Tipps ausrichten würde, bringt mich das zu 
stark in die Verantwortung. Was, wenn es dann trotzdem 
nicht klappt? Solche Fragen gehen über die Pädagogik viel 
zu weit hinaus. Robert Schroeder spielte vorhin auf den 
freien Markt an, der im Thurgau so ein bisschen zu spielen 
beginnt. Aber eben nicht so wirklich, denn die freie Schul-
wahl gibt es ja doch nicht.

RS: Ich ergänze: Wohnortsprinzip heisst bei uns: Integration 
ist dort möglich, wo du wohnst. Nicht in der Nachbar
gemeinde. Und nicht von einer Sonderschule aus in der Ge-
meinde, die dieser am nächsten liegt. Integration bedeutet, 
du gehst mit diesen Kindern oder Jugendlichen zur Schule, 
mit denen zusammen du in derselben Gemeinde wohnst. 
Wir machen auch keine Umteilungen wegen integrativen 
Sonderschulungen. Wenn es jetzt am gegenwärtigen Wohn-
ort nicht geht, können wir das Kind nicht in die Nachbar
gemeinde umteilen, wo es dann vielleicht ginge. Das ist der 
Nachteil dieser hohen Autonomie und von diesen vielen 
philosophischen Ausrichtungen, wo die einen Ja sagen, die 
anderen Vielleicht und die dritten Nein. Da ist man dann 
halt gebunden. Man muss zur Kenntnis nehmen, dass nicht 
alles überall möglich ist.

MB: Ich habe auch dies als die grösste Herausforderung für 
Ihr System aus dem Evaluationspapier herausgelesen: Inte-
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gration ist nach wie vor weitgehend Glückssache und eher 
von sagen wir mal «soziokulturellen» Bedingungen vor Ort 
abhängig als von professionellen, fachlich und förderorien-
tierten Erwägungen. 
RS: Von den 90 Schulgemeinden sind nur gerade vier in die 
politischen Gemeinden integriert. Das heisst, die haben ei-
nen Präsidenten und eine Behörde, sie machen eine eigene 
Rechnung und haben, salopp gesagt, ein eigenes Stimm-
volk. Das heisst, ein solcher Prozess, wie sich fit zu machen 
für neue Herausforderungen, dauert für den gesamten 
Kanton seine Zeit. Zeit lassen heisst eben nicht, wir sind in-
nerhalb von drei Jahren eine «Schule für alle» im ganzen 
Kanton – das können wir nicht und das wollen wir auch 
nicht.

RZ: Wenn ich hier anknüpfen darf. Die Autonomie der 
Schulgemeinden ist nicht nur ein Nachteil. Es gibt dadurch 
auch Raum für initiative Schulgemeinden. Etwa eine Hand-
voll bis ein Dutzend entwickeln insbesondere auf der Ober-
stufe sehr interessante Konzepte, nach denen sie integrativ 
arbeiten, oder altersdurchmischt, zum Teil niveaudurch-
mischt, was dann ausstrahlt. Diese Leute suchen Verbün-
dete in anderen Schulen. Das ist zwar beschränkt im Kan-
ton Thurgau, also vernetzen sie sich über die ganze Schweiz 
und sogar länderübergreifend und können sich dadurch 
weiterentwickeln. Für unseren Berufsstand ist es ganz wich-
tig und ganz spannend, bei dieser Entwicklung dabei zu 
sein und zu sagen: Hey, ich suche mir jetzt die Schule, wo 
ich so arbeiten und mich entfalten kann, wie es meinen 
Visionen entspricht, ohne dass mir vom Kanton jemand 
sagt, so und so muss es sein. Ich finde schön im Thurgau, 
dass wir diesen Raum eben auch haben. Das ist die lö-
sungsorientierte Seite der Problematik.

MB: Der soziokulturelle Rahmen in einer Schuleinheit kann 
ja allerdings nicht einfach via Philosophie oder gutem Wil-
len geändert werden, sondern ist ganz direkt an die Fähig-
keiten der Fachpersonen gebunden, die darin aktiv sind.
RS: Schulische Heilpädagogik gibt es in der Regelschule seit 
vielleicht dreissig Jahren – vielleicht ein bisschen länger. Ihr 
Berufsbild hat sich stetig gewandelt und sehr breit diversifi-
ziert. Inzwischen bestehen ganz unterschiedliche, z.T. wi-
dersprüchliche, Auffassungen davon, was Heilpädagogik 
ist. Einige sind modern, andere schon in die Jahre gekom-
men. Und nun muss man sich die Frage stellen: Sind wir 
noch fit genug für den gesellschaftlichen Auftrag? Das gilt 
natürlich auch für alle anderen Lehrberufe. Aber insbeson-
dere geht es jetzt darum, eine Schärfung des Berufsbildes 
der SHP hinzukriegen. Das heisst aber mitunter, Abschied 
zu nehmen von vielleicht lieb gewonnenen Traditionen. 
Viele Berufsleute sind einstmals SHP geworden, um im Ein-
zelsetting mit Kindern arbeiten zu können. Wenn man das 
mit dem «Projekt Fokus starke Lernbeziehungen» im Kan-
ton Zürich vergleicht (Link ist angefügt, Anm. d. Red.), sieht 
das allerdings ganz anders aus. 

Die SHP als Berufsleute mit einem spezialisierten Zusatz-
studium müssen heute auch auf Erwachsenenebene etwas 

zu bieten haben. Wenn die das nicht können, dann sind sie 
da, wo es jetzt wichtig wäre, einfach nicht fit genug und 
das nagt dann am Berufsbild. Dort würde ich mir Entwick-
lung wünschen. SHP müssen als Expertinnen und Experten 
für Sonderpädagogik auftreten und deklarieren was sie 
wissen, was sie können, was aus fachlicher Sicht im Einzel-
fall zu berücksichtigen ist. SHP müssen Vorschläge machen 
und Forderungen stellen können, das heisst, sich die Be-
stimmungsmacht im Schulzimmer mit der Klassenlehrper-
son gleichberechtigt teilen. Nur so können SHP das System 
Schule voranbringen. Als bloss reaktive Hilfskraft, die allge-
mein pädagogische Aufträge der Klassenlehrperson aus-
führt, ist eine ausgebildete SHP schlicht zu teuer.

RZ: Grundsätzlich gehe ich davon aus, dass sich eine Lehr-
person im Beruf weiterentwickeln möchte. Und dass sie es 
im weiteren Sinne auch als Weiterbildungsangebot wahr-
nimmt, mit einer SHP zusammenzuarbeiten. Wenn eine 
SHP das Zeug hat, ihr Wissen auch rüberzubringen, dann ist 
das eine wunderbare und lässige Weiterbildung für die 
Lehrperson. Die beiden bilden ein Tandem und können 
eine pädagogische Frage aus verschiedenen Perspektiven 
beleuchten. Gemeinsam kann so Unterrichtsentwicklung 
entstehen, die total spannend ist.

RS: In dem Zusammenhang kommt schnell einmal der Be-
griff der Entlastung ins Spiel. 

Ich frage mich das ernsthaft: Sind Menschen allgemein 
so, oder sind Lehrer so? Vor die Wahl gestellt, zwischen 
mehr fachlichem Diskurs oder unmittelbarer Entlastung auf 
infrastruktureller Ebene, wird überwiegend oft die Entlas-
tung gewählt, anstatt dass man sich selber fit macht, dazu-
lernt, sich ein Repertoire aneignet, das einem dann weiter 
bringt. Das ist wirklich eine zentrale Frage: Sind Lehrperso-
nen heute derart belastet, dass sie es als Zusatzbelastung 
empfinden, wenn ein SHP mit ihnen Unterricht analysiert 
und entwickelt?!

MB: Sie bringen hier tiefer in die Lehrerpersönlichkeit ge-
hende Erwägungen an, die offenbar eine Rolle spielen, z.B. 
Fragen der Verhaltenssicherheit. Die SHP, die nicht im Klas-
senverband und lieber in der Besenkammer nebenan arbei-
ten will, hat ja vielleicht dasselbe Problem, wie der Klassen-
lehrer, der es als störende Überwachung empfindet, wenn 
ihm ständig eine SHP auf die Finger schaut. Ist die Zusatz-
belastung in dem Sinne vielleicht nicht arbeitstechnischer, 
sondern vielmehr psychologischer Natur?
RZ: Ja, aber für mich – das ist jetzt vielleicht etwas hart aus-
gedrückt – aber für mich hat so jemand den Beruf verfehlt. 
Eine SHP genauso wie eine Lehrperson. Ich denke, es geht 
heute einfach nicht mehr, dass eine Person für sich alleine 
Unterrichtsgestaltung macht. Ich bin solchen Biographien 
auch begegnet in meinem Berufsalltag. Das sind tolle 
Leute, Persönlichkeiten, aber es ist heute einfach vorbei, 
dass man so noch arbeiten kann.

RS: In der Frage, die mich umtreibt, geht es nicht um Kate-
gorien von pädagogischem Fachpersonal, sondern um den 
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Menschen allgemein. Wenn ich die Wahl habe, mich entlas-
ten zu lassen, oder mich eingeben zu müssen, dann stelle 
ich einfach fest, dass dem Impuls, sich für die Entlastung zu 
entscheiden, eher nachgegeben wird. Je belasteter jemand 
ist, umso eher wird Entlastung gesucht. Das soll jetzt nicht 
wertend sein oder zuweisend, aber es gibt mir zu denken, 
dass gerade Lehrpersonen, Krankenhauspersonal, sozial Ar-
beitende, alle die Berufsgruppen, die es mit Leuten zu tun 
und eine hohe emotionale Präsenz haben, so schnell an 
dem Punkt sind, wo Entlastung wichtiger ist, als zusätzli-
ches Wissen.

MB: Welches ja wiederum helfen würde, die Belastungen zu 
meistern?
RS: Man verspricht Entlastung durch mehr Fachlichkeit, 
aber das müssen einem die Leute zuerst einmal glauben. 
Dass die Dinge einfacher werden, wenn man besser damit 
umgehen kann, ist rational sicher nachvollziehbar, aber 
Lernprozesse brauchen Zeit und wirken nicht unmittelbar. 
Das ist die Crux. Oder: Unmittelbar scheint die Aussicht, 
mittels einer Klassenassistenz Entlastung zu schaffen, dann 
oft wünschenswerter für die betroffene Lehrkraft.

Gesprächsphase 4:
Klassenassistenz

MB: Mit «Klassenassistenz» als Mittel zur Entlastung der 
Lehrkraft bringen Sie ein Paradox zur Sprache. Paradox ist, 
dass Entlastung ausgerechnet mithilfe jener Kraft im Sys-
tem Schule gesucht wird, die per Definition am wenigsten 
Fachlichkeit mitbringt. Von welcher Art ist diese Entlastung 
und was ist besser daran, dass sie der fachlichen Unterstüt-
zung so oft vorgezogen wird?
RZ: Ich arbeite mit einer Klassenassistenz zusammen. Und 
ich muss persönlich sagen, dass ich es unheimlich schätze, 
wenn ich nicht allein bin im Unterricht. Und das völlig un-
abhängig von der Funktion, welche diese Person hat. Ich 
habe unheimlich gerne Praktikantinnen und Praktikanten 
im Klassenzimmer. Ich habe unheimlich gerne Hospitanten, 
ich habe allgemein gerne Leute, die in meinen Unterricht 
hereinkommen, weil ich mit ihnen meine Beobachtungen 
unmittelbar teilen kann. Der Vorteil, den ich sehe, hat 
nichts damit zu tun, dass ich weniger zu korrigieren habe, 
oder dass ich eine Gruppe halbieren kann und so die bes-
sere Übersicht behalte und so weiter.

MB: Nun ist aber die Klassenassistenz in einer Sonderschule 
etwas anderes als die KA in der Regelklasse, die man zum 
Beispiel zum Einsatz bringt, wenn man keine SHP findet. 
Oder anstelle einer SHP.
RZ: Man muss unterscheiden zwischen Assistenz-Lehrper-
sonen oder einfach Klassenassistenzen. Mein Mitarbeiter ist 
PH-Abgänger, er ist also eine Assistenz-Lehrperson. Er ist je-
mand, der auch einen pädagogischen Auftrag hat und der 
zeitweise auch die Klasse übernehmen kann. Er hat im Üb-
rigen noch weitere Aufgaben im Bereich Sport usw.

RS: Ja wir reden bei «IS» von etwas anderem. Ich kann dazu 
ein Beispiel machen. Es ging bei einem Runden Tisch um 
ein Kindergartenkind, das ein CP hat und eine Armschiene 
tragen muss. Da braucht es jemanden, der am Morgen 
beim Ausziehen und am Mittag wieder beim Anziehen hilft 
und jemand muss noch mit aufs WC. Und da verstehe ich, 
wenn die Lehrerin und auch die Heilpädagogin sagen, 
diese Aufgabe sei nicht primär heilpädagogisch, das könnte 
eigentlich eine KA tun. Ursprünglich kommt das mit den 
KA ja auch aus den Sonderschulen mit den schwer geistig 
Behinderten. Es gibt Verrichtungen, die nicht heilpädagogi-
scher Natur sind. Dafür sind KA gedacht. Assistenz ist ein 
sehr vielfältiges Gebiet. Auch zeigt sich dabei, dass wenn 
jemand eine Weile im Betrieb ist, angelernt in dem was Ab-
läufe betrifft, dann kann diese Person im Alltag durchaus 
nützlich sein. Zwar hat sie kein heilpädagogisches Fachwis-
sen im Hintergrund. KA müssen auch keine Förderplanung 
machen und keine Berichte erstellen, aber sie können den 
Betrieb zumindest kurzfristig am Laufen halten.

MB: Ich möchte noch bei der Fachlichkeit bleiben. Hier im 
Schulheim Glarisegg ist diese natürlich gewährleistet. Aber 
muss man nicht befürchten, dass in einer Gemeinde, die sich 
nun eben für ein Modell entscheidet, das auf KA anstelle 
SHP setzt, die Fachlichkeit auf der Strecke bleibt, was heil-
pädagogischen Förderbedarf angeht?
RS: Da haben Sie mich falsch verstanden. So ist es nicht. Ich 
erwähnte vorhin den gesetzlichen Auftrag, dass sämtliche 
höherschwelligen Massnahmen durch ausgebildetete SHP 
oder auch Therapeutinnen gewährleistet sein müssen. Das 
heisst, in diesen Gemeinden haben wir einfach einen klei-
neren Anteil SHP und haben sie als Fachperson vor allem 
für die Beratung installiert und nicht als die Person, die mit 
dem Kind dann bis zum Rechentraining eins zu eins die Ar-
beit macht. Dort sieht die Arbeit der SHP eher aus wie im 
«Projekt Fokus starke Lernbeziehung» des Kantons ZH, wo 
man der SHP vor allem einen beraterischen Auftrag gibt, 
einen diagnostischen, vielleicht die Förderplanung, aber 
die Durchführung von einzelnen Elementen die KA ma-
chen lässt. Es ist nicht so, dass in einer Schule kein heilpäd-
agogisches Wissen verfügbar ist, das dürfte von Gesetzes 
wegen nicht sein! 

MB: Wie sieht man das beim Berufsverband? Ist das ein 
Thema für die TKHL? Funktioniert das in der Praxis? 
RZ: Der Vorstand sieht das Problem nicht akut. Aber man 
hört tatsächlich da und dort von einer Angst, dass die Pen-
sen der Heilpädagogik zugunsten von mehr Assistenzlek
tionen zurückgedrängt werden könnten. Wie real die Ge-
fahr tatsächlich ist, wissen wir auf Vorstandsebene nicht im 
Detail. Unsere Besorgnis geht eher in die Richtung, dass die 
SHP immer weniger mit dem Kind persönlich arbeiten kön-
nen und es unmöglich wird, mit ihm eine Beziehung aufzu-
bauen und auf der Beziehungsebene vorwärtszukommen. 
Dass die Lernbeziehung delegiert wird an Assistenzperso-
nen sehe ich als die grössere Gefahr. 

Dass aber SHP im eigentlichen Sinne durch KA verdrängt 
würden, ist wohl kein breites Phänomen.
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MB: Es kommt aber vor?
RZ: Es wird dort konkret, wo eine Schulgemeinde schlechte Er-
fahrung gemacht hat mit einer oder einem bestimmten 
SHP, gleichzeitig aber eine KA hat, mit der sie eben gute Er-
fahrungen macht und dann gesagt wird: Die KA bringt uns 
einfach mehr. Wir glauben, es bringt uns nichts im Moment 
und wir wollen die Lehrperson nicht verärgern, indem wir 
nun eine neue SHP suchen, sondern wir fahren einfach die 
Schiene KA weiter.

RS: Aber dann kommen wir von der Schulaufsicht und sagen: 
Für hochschwellige Massnahmen müsst ihr jemanden haben. 
Und wenn ihr nicht selbst jemanden habt, müsst ihr ihn 
einkaufen. Und wenn ihr ihn einkauft, dann ist vermutlich 
das Thema Diagnostik und Förderplanung das Thema und 
nicht die Arbeit am Kind vor Ort. Es muss gewährleistet sein, 
dass eine Fachperson die Entwicklung des Kindes im Auge hat. 
Eine SHP wird es immer brauchen. Die Frage ist allerdings, zu 
welchen Pensen tatsächlich immer eine vor Ort sein muss.

Ich meine, es werden noch weitere Veränderungen auf 
die Heilpädagogik zukommen. Nicht zuletzt auch aus öko-
nomischen Gründen. Die Ressourcen sollen dort eingesetzt 
werden, wo sie am wirksamsten sind. Und sind sie tatsäch-
lich noch am wirksamsten, wenn die Heilpädagogin mit 
fünf Kindern ihre Arbeit macht, oder werden sie dort, wo 
sie Know-how, Breite und heilpädagogisches Wissen ins 
System einbringt, nicht grössere Wirkung zeigen?

RZ: Natürlich sind Leute unterwegs, die sich trotz Masterab-
schluss keine Beratungsfunktion zutrauen. Ich will hier kein 
Nestbeschmutzer sein, aber es gibt wirklich jene, die sagen: 
Nein, wenn es in diese Richtung geht und ich weg vom 
Kind immer mehr in die Erwachsenenbildung hineingehen 
muss, und Lehrpersonen überzeugen soll, dann ist das 
nicht mehr mein Beruf.

RS: Es muss auch nicht jeder ein Dozent sein. Ich propagiere 
durchaus eine gewisse Vielfalt. Der eine hat vielleicht seine 
Stärken im Marketing und der andere in der Einzelsituation. 
Die Frage ist aber, wie setze ich die Heilpädagogik zuguns-
ten der Sache ein. Eine SHP soll eine Bandbreite haben und 
einer Lehrperson Dinge aus sonderpädagogischer Sicht 
aufzeigen können.

RZ (unterbricht): Aber auch immer wieder unterrichten kön-
nen, vielleicht wirklich mit deiner Fünfergruppe Unterricht 
machen, um dabeibleiben zu können und zu sehen, wie 
das was sie vertritt überhaupt in der Praxis funktioniert, wie 
es wirkt. Auch über längere Zeit. Ich kann ja nur dann aus 
dem Vollen schöpfen, wenn ich auch der Praktiker bin.

RS (kontert): Das ist eine gewagte Aussage, ich habe lange 
ebenfalls so argumentiert. Ich bin nicht mehr ganz so sicher. 
Heute kannst du ein Studium an der HfH machen, ohne 
dass du je Lehrer gewesen bist. Das heisst, du kannst als 
Psychologe oder als Pädagogikstudent eine Passerelle ma-
chen und dann bist du Heilpädagoge. Eigentlich würde es 
Erfahrung brauchen, wie du sagst. Aber das kannst du 
heute nicht mehr voraussetzen.

RZ: Ich denke, grade jemand, der wenig Unterrichtserfah-
rung mitbringt, soll nachher, wenn er am Arbeiten ist, diese 
Erfahrung machen können. Wenn das nicht mehr möglich 
ist, sind wir Schulpsychologen. Ein Heilpädagoge muss 
doch das System auch von innen her kennen. Er muss se-
hen, wie Kinder in ihrem Umfeld funktionieren und wie sie 
auf ihn, wie sie aufeinander reagieren. Dazu muss er Teil ih-
rer Lernwelt sein. Ich musste zum Beispiel einer Psychothe-
rapeutin, mit der ich im Fall eines meiner Schüler zusam-
menarbeite, ein Video zeigen, welches den Schüler zeigt, 
wie er innerhalb der Gruppe agiert, damit sie überhaupt 
eine Idee seines Problems bekommen konnte. Sie sieht ihn 
ja nie in der Gruppe, sondern immer nur im Einzelsetting. 
Das ist vielleicht ein Extremfall, aber ich finde, so etwas darf 
uns auf keinen Fall passieren.

Die Kinder müssen uns als Lehrpersonen wahrnehmen, 
und auch die Lehrpersonen selbst müssen sehen, dass wir 
ebenfalls vor eine Klasse stehen können und sie müssen er-
kennen, dass wir auch an Grenzen kommen. Sodass wir über-
haupt noch glaubwürdig bleiben können. Sonst sind wir 
wirklich «die von oben», die es sowieso besser wissen und 
eben genau darum Heilpädagogen geworden sind, weil sie 
eh nicht vor eine Klasse stehen und unterrichten können.

Gesprächsphase 5:
Vorläufiges Fazit

MB: Wir stellen fest, dass eine gewisse Verunsicherung be-
steht. Wir haben im Verlauf dieses Gesprächs die Rollen der 
Klassenlehrperson, der SHP, der KA (mit oder ohne päda
gogischem Auftrag) erörtert. SPD, Therapiepersonal und 
Schulleitungen mischen ausserdem mit. Ich stelle die These 
zur Diskussion, dass die Unsicherheiten aus Unklarheit be-
züglich der Aufgaben und der gegenseitigen Abgrenzung 
innerhalb der Tätigkeitsbereiche in einem multiprofessio-
nellen Team resultieren. Wie stellen Sie sich dazu? Was für 
Konsequenzen zieht der Kanton aus dieser Evaluation?
RS: Diese Unsicherheiten gibt es. Die gibt es immer dann, 
wenn die Professionen ihre Trennschärfe verlieren. Das gibt 
es zwischen den Logopädinnen und den SHP, wo Fragen 
auftauchen wie: Was tust du jetzt genau? Was ich? Das und 
das hatte ich auch in meiner Ausbildung, dafür bin ich zu-
ständig. Solche Fragestellungen führen zu Unklarheiten 
und damit zu konfliktbeladenen Situationen vor Ort. Denn 
letztlich geht es um Pensen.

Die Frage ist aber, ob das Heil darin zu suchen ist, dass 
man von oben klare Trennschärfe herstellt. Wenn ich jetzt 
gut thurgauerisch denke und rede, dann sage ich: Das ent-
scheidet das System vor Ort – mit gewisser Unterstützung 
unsererseits. Wir möchten keine hohe Regeldichte bei uns, 
zugunsten von lokalen Lösungen, die tatsächlich in Nuan-
cen unterschiedlich sein können.

Wir werden aber in gewissen Punkten reagieren, ich habe 
es bereits erwähnt.

So werden wir gemäss der Aufforderung durch die HfH 
Minimalstandards für «IS» formulieren und wir werden be-
züglich Unterrichtsassistenz grosso modo einen Stellenbe-

Ein blick über den Tellerrand
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schrieb machen, der zwar Spielraum lassen soll aber doch 
einige Verbindlichkeiten herstellt. Wir werden ebenfalls die 
Begleitung der «IS» durch die Sonderschulen verbindlicher 
regeln. Diese drei Elemente sind direkte Konsequenzen aus 
der Evaluation. Viertens sind wir in der Vorbereitung für ein 
Brushup für Heilpädagogen und Heilpädagoginnen, die 
schon länger im Dienst sind. Wir müssen uns überlegen, 
was wir mit Leuten machen, die seit zwanzig oder fünfund-
zwanzig Jahren im Job sind und sich jetzt Veränderungen 
gegenübersehen, die sie wie eine Welle überrollen. Man 
muss diese Leute auch fit machen können, dass sie diese 
Welle reiten können und sie mit den nötigen Werkzeugen 
ausstatten. Da überlegen wir noch, wie stark wir hier ein-
greifen sollen. Der Kanton ist ja eine Verwaltung und keine 
pädagogische Hochschule, aber vielleicht können wir mit 
der HfH, mit der PH oder auch mit dem Vorstand (TKHL) zu-
sammen so etwas auf die Beine stellen. Wir glauben, dass 
Wissen Sicherheit vermittelt. Unwissen treibt Spekulatio-
nen voran und hilft einem nicht weiter. So sind also vier 
Projekte direkt aus dieser Evaluation hervorgegangen.

MB: Was gibt es seitens TKHL noch zu tun?
RZ: Wir haben anlässlich unserer Jahrestagung ein Thesen-
papier aufgestellt und verschiedene Persönlichkeiten aus 
Bildungsinstitutionen um ihre Einschätzung der Lage ge-
beten. Ihre Inputs stellen eine wertvolle Aussensicht dar. 
Die einzelnen Statements wollen wir noch mal genauer 
studieren. Wir werden abklären, inwiefern und inwieweit 
wir bereit sind, die Erwartungen an uns umzusetzen. Wir 
vergleichen, wie stark sich das Fremdbild mit unserem 
Selbstverständnis deckt und wieviel Entwicklung wir zulas-
sen wollen und ab welchem Punkt wir eine Verwässerung 
unseres Berufes sehen. Wir lassen uns für diese Auswer-
tung ein Jahr lang Zeit und versuchen, das Gehörte herun-
terzubrechen auf ein paar wenige zentrale Aussagen.

Die Tendenz ist sicher spürbar, und der Wunsch ist da, 
unser Profil zu schärfen und zu definieren, was wir unter 
Heilpädagogik eigentlich verstehen. Wir erkennen auch, 
dass wir Grenzen aufzeigen müssen, indem wir auch sagen, 
wofür wir nicht zuständig sind. Und dabei denken wir na-
türlich auch an unseren Lohn. Wir wollen unsere Kompe-
tenzen wahren und nicht für weniger Geld für etwas miss-
braucht werden, was nicht mehr unser Metier ist. Wir sind 
gut ausgebildete Leute und wollen unser Wissen und Kön-
nen auch einbringen.

MB: Es ist spürbar, dass Sie im Kanton TG mit denselben 
Herausforderungen konfrontiert sind, wie auch wir im 
St.Gallischen. Wir möchten unsere Visite nicht abschliessen, 
ohne einen freundschaftlichen Rat mit nach Hause zu neh-
men. Wenn ich um eine letztes Statement bitte, dann um 
ein Credo: Worauf kommt es letztlich an, worauf soll man 
unbedingt achten?
RS: Bei uns vom Kanton ist nicht nur das Verständnis son-
dern auch der Wunsch nach partnerschaftlicher Zusam-
menarbeit sehr hoch. Wir haben nahe Strukturen. Unser 
Amt ist der Basis nahe. Und so arbeiten wir auch. Wir haben 

eine Aufsicht, die tatsächlich oft in den Schulen draussen 
ist. Auch in den Sonderschulen. Die auch beides kennt, 
nicht nur Sonder- oder Regelschulen. Das hilft zu erkennen, 
welche Nöte und Befürchtungen es draussen gibt und wel-
che es ernst zu nehmen gilt. Die vier Punkte, die ich gesagt 
habe, die werden sicher dazu beitragen, dass wir das Be-
rufsbild schärfen und attraktiv halten können. Das ist wie 
bei euch. Ihr habt jährlich ein hohes Aufkommen an Studie-
renden, die jetzt zwar auch in Rorschach studieren können. 
Gleichwohl ist ihr Aufwand hoch und er muss sich letztlich 
auch lohnen. Und zwar nicht nur für den Studenten und 
die spätere Heilpädagogin, sondern auch für das gesamte 
System, in das er oder sie dann zurückkommt.

RZ: Das Wichtigste ist, dass man Gemeinden, Kantone, 
Schulen davon überzeugen muss und auch kann, was die 
heilpädagogische Arbeit bringt, was ihre Vorzüge sind. Da 
muss man professionell auftreten. So zeigt man, dass diese 
Arbeit eben nicht durch mehr zeitliche Ressourcen ersetz-
bar ist, die man via KA zur Verfügung stellt. Es wurde an
getönt mit Salamanca, dem BehiG und all dem. Es ist das 
Gebot der Stunde, dass möglichst viele Menschen an der 
Gesellschaft teilhaben können. Und das ist gewährleistet, 
wenn Leute da sind, welche sich damit länger auseinander-
gesetzt haben. Sprich: Die an eine heilpädagogische Hoch-
schule gegangen sind und sich weitergebildet haben. 

Ich begrüsse es ausserdem, wenn man sich auch unter 
den Kantonen etwas austauschen kann. Ich freue mich 
über den Kontakt mit der KSH und vielleicht ist dieser Arti-
kel jetzt ein Anstoss zu mehr Synergien und Zusammenar-
beit – es hat mich sehr gefreut, hier mitzumachen und dass 
ihr «ennet» der Grenze uns auch wahrgenommen habt, in 
dem was uns hier beschäftigt. 

MB: Dem können wir uns vollumfänglich anschliessen und 
bedanken uns bei Roland Züger fürs Gastrecht und bei Robert 
Schroeder für den zeitlichen Aufwand, den er uns gewidmet 
hat. Es war ein besonderes Gespräch, getragen von Wohl-
wollen und Offenheit. Dafür bedanken wir uns bei unseren 
Nachbarn sehr herzlich.

Selber lesen
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Externe Evaluation der Integrativen Sonderschulung (IS)
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Kanton Zürich, Volksschulamt (2015):
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Die Welt der Bildung ist voller Abkürzungen. Umso erstaun-
licher die Tatsache, dass die Wege und Prozesse darin oft 
sehr weitschweifig, von langer Dauer und umständlich sind. 
Das SAV kann dafür als bestes Beispiel dienen. Das Kürzel 
steht für das Wortkonstrukt «Standardisiertes Abklärungs-
Verfahren» und taucht seit etwa zehn Jahren schweizweit 
und seit etwa Jahresfrist zunehmend auch in Protokollen 
verschiedener Kommissionen unseres Kantons auf. Abkür-
zungen, so scheint es bisweilen, verbergen mehr, als dass 
sie tatsächlich aussagen und wecken mittlerweile unsere 
argwöhnische Aufmerksamkeit fast reflexartig. Immerhin 
haben sich gerade für unsere Leserschaft in der letzten Zeit 
einige Buchstabenkombinationen als Überraschungseier 
entpuppt. Und nicht jedes hat ausschliesslich erfreuliche 
Überraschungen enthalten (BA, LP, SoK, KA, PÜR, HBV, GLVL 
und wie sie alle lauten)1. Wer sich über das SAV auf nationa-
ler Ebene informieren möchte, findet gut aufbereitete Infos 
auf der Homepage der Stiftung Schweizer Zentrum für 
Heil- und Sonderpädagogik. Man erfährt da zum Beispiel, 
dass das SAV vom Schweizerischen Sonderpädagogik- 
Konkordat entwickelt wurde, um für die Mitgliederkantone 
die Ermittlung «des individuellen Bedarfs von Kindern und 
Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf» zu regeln 
und den Behörden «als Grundlage bei der Verordnung von 
verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen» zu dienen. 
St.Gallen ist bisher dem Sonderpädagogik-Konkordat nicht 
beigetreten, eine politische Notwendigkeit, das SAV einzu-
führen, besteht also nicht unmittelbar. Weil wir bei einer 
Änderung der Zuweisungspraxis für heil- und sonderpäda-
gogische Massnahmen direkte Auswirkungen auf unser Be-
rufsfeld vermuten müssen, fanden wir es angezeigt, uns 
aus erster Hand zu informieren. Also haben wir uns zur 
Sprechstunde bei Elsbeth Freitag in Sargans angemeldet. 
Als Vizedirektorin mit Einsitz im Vorstand des SPD ist sie mit 
der Materie bestens vertraut und als Medienverantwortli-
che prädestiniert, uns klüger zu machen. 

Für das MB hat Stephan Herzer den Termin wahrgenommen.

Erstmals auf das SAV aufmerksam geworden sind wir an-
lässlich eines Protokolls, in dem zu lesen stand, dass sich 
unser SPD daran macht, ein Standardisiertes Abklärungs-
verfahren auszuarbeiten. Die meisten Vorstandsmitglieder 
konnten sich damals noch nicht viel darunter vorstellen. 
Mehr erfuhr, wer zu Gast am SZH-Kongress vom vergange-
nen September teilnahm. Seitens des Kantons Freiburg 
wurde bereits über erste Erfahrungen mit diesem Instru-

1	� Berufsauftrag (der neue), Lehrplan (auch der neue), Sonderpädagogik-Konzept, Klassenassistenz, 
Prüfungs- und Übertrittsreglement, interkantonale Vereinbarung für Schulen mit spezifisch-
strukturierten Angeboten für Hochbegabte, Gesetz über den Lohn von Volksschul-Lehrpersonen.

ment in der Praxis berichtet. An welchem Punkt wir im Kan-
ton St.Gallen stünden, war daher unsere erste Frage. 

Man stünde, so Elsbeth Freitag, genau wie alle andern 
Kantone an einem je eigenen Ort. Einige, wie z.B. Freiburg, 
seien tatsächlich viel weiter, andere setzen bloss einen Teil 
des Gesamtpakets um, dritte überhaupt nichts. Als Nicht-
Beitrittskanton habe man daher keine grosse Eile. Insge-
samt stehen ungefähr drei Jahre für diesen Prozess zur Ver-
fügung, so lange nämlich, bis die derzeit geltende Leis-
tungsvereinbarung zwischen SPD und BLD wieder überar-
beitet werden wird. Für St.Gallen wird das SAV ohnehin nur 
für die höherschwelligen Massnahmen von Bedeutung 
sein, das heisst, es betrifft ausschliesslich die Sonderschu-
lung und nicht, wie in anderen Kantonen, sämtliche Förder-
massnahmen. Die Arbeit am SAV hat für unseren SPD keine 
grosse Priorität innerhalb des gesamten Dienstleistungsan-
gebots, allerdings hält das Sonderpädagogik-Konzept fest, 
dass dem Entscheid für verstärkte sonderpädagogische 
Massnahmen künftig das SAV zugrunde liegen soll. Dazu 
gehören zwar auch Kleinklassen und ILZ. BLD und SPD sind 
aber übereingekommen, dass das SAV der Sonderschulab-
klärung vorbehalten sein wird. 

Der SPD war seit jeher die Fachstelle, welche die Abklä-
rungen für verstärkte sonderpädagogische Massnahmen 
der höherschwelligen Art für jeden Einzelfall durchgeführt 
hat. Dabei geht es bekanntlich darum, die relevanten Infor-
mationen zu sammeln, welche es erlauben, den individuel-
len Bedarf an Unterstützung einzuschätzen, welcher nötig 
ist, damit sich das Kind gemäss seinen Neigungen, Talen-
ten, Stärken und Schwächen in der nächsten Zeit möglichst 
positiv entwickeln kann. Der SPD verwendet seit vielen 
Jahren ein Kompendium, welches dieses Verfahren defi-
niert. Elsbeth Freitag verweist auf die sogenannten «Diag-
nostischen Leitlinien», einen wohlgefüllten Bundesordner, 
worin bis in Details zu Testverfahren im Prinzip für jedwede 
schulische Fördermassnahme, also auch für die Sonder-
schulfragen, das Vorgehen skizziert ist. 

Folglich antwortet Elsbeth Freitag auf die zweite Frage, inwie-
fern eine SHP oder eine Klassenlehrkraft in der Praxis einen 

Die Wellen sind viel zu gross  
für einen so kleinen Fisch
Eine Konsultation beim SPD in Sachen SAV.

Elsbeth Freitag: Im Erstberuf Primarlehrerin, 
dann Psychologiestudium am IAP in Zürich, 
später berufsbegleitend Ausbildung in syste-
mischer Therapie und Beratung; ab 1996 Tätig-
keit als Schulpsychologin, seit 1999 Schulpsy-
chologin und Leiterin der Regionalstelle des 
SPD in Sargans, seit 2009 Vizedirektorin und 
in dieser Tätigkeit u.a. verantwortlich für die 
interne Weiterbildung im SPD und Medien-
verantwortliche.
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Die Wellen sind viel zu gross für einen so kleinen Fisch

Wechsel zum SAV spüren werde, denn auch mit abwinken-
der Geste. Es sei nicht zu erwarten, dass die pädagogischen 
Fachpersonen überhaupt eine Veränderung feststellen 
würden. Mit dem SAV wird nichts Neues erfunden. Die 
schulpsychologischen Berichte werden in gewohnter Ma-
nier weiter verfasst werden, wie sich das über Jahre be-
währt hat. Dem SPD ist daran gelegen, seine Berichte wei-
terhin so verfassen zu können, dass sie für Behörden, Eltern 
und Schule stringent und aussagekräftig bleiben. Die Ar-
beit am SAV ist also eher ein Inside-Job, bei dem es darum 
geht, die neue Terminologie eines ICF mit der hergebrach-
ten Art die Dinge zu benennen, abzugleichen. Das Konzept 
des SAV stammt ganz offensichtlich aus der Feder der Heil-
pädagogik (vgl. Kasten «Fakten zum SAV»). Von dort stammt 
auch der starke Bezug zum ICF. Für die Schulpsychologie ist 
naturgemäss ICD-10 oder DSM4 (demnächst 5) von grösse-
rer Bedeutung. ICF ist im schulpsychologischen Verständnis 
eine Klassifikation unter vielen – zwar immerhin eine WHO-
Klassifikation, aber doch eine eher nicht branchenübliche. 
Es gibt daher auch eine grundsätzliche Kritik daran, dass 
die SPD, welche das SAV nun umzusetzen haben, nicht von 
Beginn weg in die Entwicklung mit einbezogen waren. Die 
Schulpsychologinnen und Schulpsychologen setzen sich 
denn auch erstmal in Weiterbildungen mit der Thematik 
auseinander. Es gilt abzuschätzen, wie stark man sich die-
sen neuen Begrifflichkeiten öffnen möchte.

Wenn wir dem bisherigen Gespräch entnehmen, dass das 
SAV für niemanden eine substanzielle Neuerung noch eine 
Verbesserung oder Vereinfachung des Prozederes darstellt, 
drängt sich die Frage auf, warum man das Projekt denn 
überhaupt verfolgt. Die Initiierung des Projektes sei ur-
sprünglich von der EDK ausgegangen, um eine gewisse 
Standardisierung ins Sonderschulwesen zu bringen – wohl 
mit dem Hintergedanken, damit die Quote der Sonder-
schüler und Sonderschülerinnen senken zu können. Man 
stellte allerdings bereits in der Entwicklungsphase fest, dass 
dieses Ziel nicht zu erreichen sein wird. Für Elsbeth Freitag 
ist das SAV das Beispiel für einen Plan, den man auch noch 
weiterverfolgt, wenn sich bereits herausgestellt hat, dass er 
nicht zum Ziel führt. Der SPD des Kantons St.Gallen hand-
habt denn das SAV auch im Sinne einer internen Checkliste. 
Als solche kann man es verwenden, um sicherzustellen, dass 
alle systemisch relevanten Bereiche beachtet werden. Be-
reits die diagnostischen Leitlinien – wie auch die gesamten 
Tätigkeiten des SPD – verfolgen einen systemischen Ansatz, 
im SAV ist dieser mit einer gewissen Systematik verbunden.

Das SAV, wie es seit 2014 als Vorlage zur Verfügung 
steht, stellt eine Maximalvariante dar. Kaum ein Kanton ar-
beitet mit dieser Vollversion. Auch die elektronische Vari-
ante wird nicht überall verwendet. Für Elsbeth Freitag stellt 
sich mit der IT-Anbindung auch eine ethische Frage. Die 
persönlichen Daten der Schülerinnen und Schüler sind für 
den SPD St.Gallen zu sensibel, als dass sie irgendwo zentral 
erfasst sein sollten. BLD und SPD sind denn auch überein-
gekommen, dass für einen Entscheid über eine Sonder-
schulung nach wie vor die bekannten schulpsychologi-

schen Berichte verwendet werden sollen. Auch in diesem 
Sinne also beschränkt sich der Einsatz des SAV tatsächlich 
bloss auf die Funktion einer Checkliste.

Insbesondere, so Elsbeth Freitag, liege der Hauptgrund 
am Projekt des SAV festzuhalten wohl weniger in einem 
echten Bedürfnis, sondern vor allem im Umstand, dass es 
die anderen Kantone ebenfalls machen und man nicht zu-
rückstehen wolle. Falls sich ein Mehrwert daraus ergebe, so 
sei dies natürlich erfreulich, aber um das abzuschätzen sei 
es noch zu früh.

Noch sind aber nicht alle Vorbehalte deutlich geworden, 
welche der SPD dem SAV gegenüber hat. Insbesondere einen 
Aspekt streicht Elsbeth Freitag noch heraus. Der Name wecke 
falsche Erwartungen und Befürchtungen, welche ebenso 
unbegründet seien. Nicht nur sind diese «Standards» bloss 
alter Wein in neuen Schläuchen, ebenso stellt sich natürlich 
die Frage, inwiefern man irgendwelche «Standards» über-
haupt auf Kinder anwenden kann, die ja eben gerade nicht 
«standard» sind. Ein professionelles Abklärungsverfahren 
ist mit dem Ausfüllen einer Checkliste nicht getan und es 
gibt keine Kreuzchenliste, aus der man einen Punktewert 
ableiten könnte, der eine individuelle und sorgfältige Lö-
sungsfindung ersetzen könnte. Auch ein SAV enthebt we-
der die pädagogischen Fachleute und Behörden noch die 
Schulpsychologie der persönlichen Verantwortung, welche 
jede Entscheidung im Einzelfall mit sich bringt.

Fakten zum SAV
Nach dem Rückzug der IV aus der Mitfinanzierung der 
Sonderschulung trat das NFA in Kraft. Seit Januar 
2008 sind die Kantone fachlich und finanziell allein-
verantwortlich für die Sonderschulung. Im Auftrag 
der EDK wurde in den Jahren 2006 – 2009 durch Ju-
dith Hollenweger (PHZH), Peter Lienhard (HfH) und 
später auch durch Patrick Bonvin (HEP Vaud) mit der 
Entwicklung eines Standardisierten Abklärungsver-
fahrens (SAV) begonnen. Im Jahr 2011 wurde den 
16 Mitgliedskantonen des Sonderpädagogik-Konkor-
dats ein Prototyp zur Verfügung gestellt, welcher 
2014 evaluiert und überarbeitet wurde. Nicht nur die 
Konkordatskantone führten das SAV ein, sondern 
auch eine Mehrheit der Nicht-Beitrittskantone. Im 
Kanton St. Gallen, der dem Konkordat bisher nicht 
beigetreten ist, wird die Einführung derzeit vom SPD 
vorbereitet.

Das Standardisierte Abklärungsverfahren orientiert 
sich am Modell der Internationalen Klassifikation der 
Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit 
(ICF), insbesondere an der Version für Kinder und 
Jugendliche (ICF-CY) der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO). Die ICF ist kompatibel mit der ICD-10 (In-
ternationale Klassifikation der Krankheiten und ver-
wandter Gesundheitsprobleme) und mit gebräuchli-
chen Förder- oder Entwicklungsplänen.
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Die Arbeit des SPD am SAV ist denn auch vor allem eine 
Übersetzungsarbeit zwischen der hergebrachten SPD-Ter-
minologie und der ICF-Sprache. Die beiden Begriffssysteme 
sind nicht vollständig kompatibel, so fehlt zum Beispiel in 
der ICF-Kategorisierung der Punkt, wo einzelne schulisch 
relevante Fähigkeiten des Kindes im Vergleich zu seiner Alters-
gruppe beurteilt werden. Dieser Vergleich aber ist für die 
Entscheidungsfindung seitens der Behörden sehr zentral. 

Elsbeth Freitags Haltung dem Thema gegenüber scheint 
neben aller Sachkritik von einer Art Ärgerlichkeit geprägt, 
dessen Ursache sie uns gegen Ende des Gesprächs enthüllt: 
«Der SPD sieht sich natürlich als die Fachstelle und Ab
klärungsstelle für Sonderschulfragen, aber wir verstehen 
unsere Dienstleistung noch sehr viel breiter. Es ist unser 
Bestreben, für die Schulen, die Lehrer und die Eltern im 
eigentlichen Sinne eine Beratungsstelle zu sein. Wir bieten 
Unterstützung für den Schulalltag, Unterstützung in der 
Zusammenarbeit, lange bevor wir am Punkt sind, wo wir 
vor der Situation stehen, dass es nicht mehr weiter geht 
und es nur noch die Sonderschule gibt.

Es wäre uns ganz ganz wichtig, dass wir jetzt über die 
Debatte um SAV und ICF nicht wieder ins Zeitalter vor 1980 
zurückbombardiert werden, wo man uns wirklich einfach 
nur als diejenigen wahrgenommen hat, die abklären und 
schliesslich bei den Schulbehörden beantragen, wohin das 
Kind zur Schule gehen soll – fertig Schluss. Wir haben eine 
Vielzahl von Beratungsfeldern: Wir beschäftigen uns mit Er-
ziehung und mit Themen, welche sich mit dem Kind in sei-
ner Entwicklung oder in schwierigen Situationen beschäfti-
gen, wo Eltern und Lehrpersonen Fragen haben: Zu 
Sprachentwicklung, Schulabsentismus, bei Todesfällen von 
Klassenkameraden oder anderen Traumata. Wenn Sie auf 
die Homepage gehen und sich da etwas vertiefen, dann se-
hen Sie die Breite, auf der die Schulpsychologie, bzw. die 
Kinder- und Jugendpsychologie etwas zu bieten hat. Das 
SAV ist für uns eher ein kleiner Fisch und die Wellen, die er 
macht, sind eindeutig viel zu gross!»

Der Rest unseres Gesprächs dreht sich denn auch um 
die Bandbreite der schulpsychologischen Dienstleistungen. 
«Beratung und Diagnostik» steht prominent im Logo des 
SPD St.Gallen. Davon gibt uns Elsbeth Freitag einen beein-
druckenden Überblick. Gegenwärtig wird ein Filmprojekt 
fertig gestellt, finanziert aus Lotteriefonds und Sponsoren-
geldern, mit dem die unterschiedlichsten Tätigkeitsfelder 
des SPD in zeitgemässer Form darstellt werden. Verschie-
dene Filmclips, sog. Testimonials, liegen online bereits vor 
zu bunt gefächerten Themen wie Mobbing, Logopädie, 
Klassenklima oder Hochbegabung, und bald auch zum 
Thema Sonderschulung, welche man im Unterricht, zur 
Eltern- oder Teamarbeit einsetzen kann. In einigen Schul-
häusern gibt es Präsenzstunden der Schulpsychologin, um 
eine niederschwellige Beratung zu ermöglichen und auch 
die Telefonsprechstunde ist nach wie vor im Angebot. Der 
SPD versteht sich offensichtlich durchaus als Teil des multi-
professionellen Teams und möchte seinen Beitrag zu einer 
guten Schule proaktiv leisten. Und eine solche ist ja gemäss 
Präambel unseres Sonderpädagogikkonzeptes geprägt 
vom Grundsatz «Soviel Integration wie möglich, soviel Se-
paration wie nötig». Anders gesagt ist die beste Sonder-
schulung diejenige, welche ein gut eingespieltes multipro-
fessionelles Team vermeiden kann.

Wir danken Elsbeth Freitag für dieses aufschlussreiche Ge-
spräch und hoffen auf einen weiterhin ergiebigen Diskurs 
unserer beiden Fachschaften.

Selber lesen

Zum SAV:
www.szh.ch/sav-pes

Zum Angebot des Schulpsychologischen Dienstes:
www.schulpsychologie-sg.ch

Zum Filmprojekt:
www.schulpsychologie-sg.ch/4-th-filme.html

Die Wellen sind viel zu gross für einen so kleinen Fisch

« Ich erziehe meine Tochter antiautoritär,

aber sie macht trotzdem nicht,

was ich will.»
(Nina Hagen, Rocksängerin)
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Die Leserschaft erinnert sich, das Semester war noch ganz 
jung, der Jahrhundertsommer noch nicht zu Ende, der 
Wahlherbst aber bereits angebrochen. Traditionell ist dies 
unsere HV-Zeit, doch in diesem Jahr sollte alles anders sein. 
Wir wurden an einen «Bildungstag» geladen. Zum allerers-
ten Mal, und – notabene versuchsweise – war nicht mehr 
die KSH Gastgeberin, sondern das Bildungsdepartement. 
Und wir waren nicht bloss unter uns, sondern mit uns ver-
sammelten sich die Mitglieder der KuK, der KAHLV sowie 
der KKgK. An die zweieinhalbtausend Nasen dürften wir 
gezählt haben, gespannt allesamt auf diesen Event der Su-
perlative. Man weiss ja, das pädagogische Fachpersonal ist 
ein anspruchsvolles Publikum und entsprechend hoch wa-
ren die Erwartungen und damit die Kritikbereitschaft und –
so darf man annehmen – die Nervosität der Organisatoren 
und Organisatorinnen.

Darum die Lorbeeren vorweg: Der Bildungstag hat wie 
am Schnürchen geklappt. Die Busse fuhren, die Säle waren 
(fast) ausreichend bestuhlt, die Stände standen, die Testat-
hefte lagen in ausreichender Zahl bereit. Dass da auch 
schon eine Kaffeemaschine stand, hat zwar für leichte Un-
ruhe gesorgt, denn diese war erst für die Pause disponibel. 
Ein verzeihlicher Fehler! Die zugezogene Eventagentur 
hatte bisher offensichtlich noch keine Erfahrungen mit 
pädagogischem Fachpersonal machen können und die Er-
kenntnis, dass sich alle Pädagogik auf Koffein begründet, 
hat sich dem Management folglich entzogen. Jedenfalls 
fanden die Mitglieder aller Konvente den Weg in den jewei-
ligen Saal, wo die je eigenen HV abgehalten werden sollten 
und nach dem Versuch, das einem jeden eigene Namenstä-
felchen zu finden, waren auch ohne Kaffee alle wach. 

Es waren so viele wie nie an einer HV der KSH. Groben 
und vielleicht überschwänglichen Schätzungen zufolge 
waren etwa vier Hundertschaften zugegen. Offenbar hat 
die Einladung durch das Bildungsdepartement dem seit je-
her obligatorischen Charakter der Veranstaltung doch et-
was Nachdruck verliehen. Allerdings relativiert sich dieser 
Effekt doch durch den Umstand, dass die KSH insgesamt 
über fünfhundert Mitglieder zählt und dem Aufruf des Bil-
dungsdepartements auch eine nicht unerhebliche Anzahl 
Nichtmitglieder gefolgt sein dürften. Hoffentlich haben 
diese in der Folge die Notwendigkeit erkannt, sich dem 
Verband der KSH anzuschliessen. Der Präsident hat sich auf 

jeden Fall in seinem Vortrag deutlich ausgedrückt: Der 
neue Berufsauftrag, das neue Sonderpädagogik-Konzept 
und natürlich der neue Lehrplan, der eklatante und wach-
sende Mangel an ausgebildeten Schulischen Heilpädago-
ginnen und -Pädagogen und die daraus entstehenden in-
terferenten Problemfelder für unseren Berufsstand erfor-
dern ein zunehmend resoluteres Einstehen für unsere Be-
lange. Schliesslich ist der/die SHP eine von vielen Seiten 
bedrohte Spezies (vgl. die anderen Artikel im vorliegenden 
Heft). Und in einem solchen Fall heisst Mitglied in einem 
Verband zu sein auch, Verbündete zu haben.

Erwin Beck hatte uns alsdann beruhigende Worte seitens 
der PH zu überbringen. Nein, die Klassenassistenzen seien 
keine Bedrohung für die Schulischen Heilpädagogen (Beck 
spricht übrigens explizit von einer «Ausbildung» für Klassen
assistenzen an der PHSG. Das hat aus dem Munde von Bea 
Zumwald ein halbes Jahr vorher noch ganz anders geklun-
gen [vgl. das Interview mit Bea Zumwald im MB #35]) und 
der Masterstudiengang sei es auch nicht. Beck spricht frei 
und kommt entspannt rüber, leider hält sich die beruhi-
gende Wirkung seiner Rede trotzdem in Grenzen. Aber vor 
unserem Gremium wird es seine letzte sein, vermutlich 
wird ihn niemand mehr darauf behaften. Es gibt Applaus.

Hansruedi Vogel vom KLV hat ebenfalls gesprochen. 
Seine Botschaft in etwa: «Wir würdigen die Arbeit eures 
Präsidenten im Kantonsrat und werdet Mitglied im KLV.» 
Für die eigentliche Botschaft wird das Präsidium des KLV ja 
im zweiten Teil im Plenum noch Redezeit haben. Applaus 
gibt es trotzdem.

Unsere HV endet pünktlich, der Vorstand hat zwei Ab-
schiede zu beklagen und einen Neuzugang zu verzeichnen. 
Verdiente Mitglieder beide: Ruth Sieber und Karin Baum-
gartner-Zahner. Leider verlieren wir mit Karin Baumgartner-
Zahner auch den Anschluss an den kompletten Kanton AI. 
Es gestaltet sich schwierig, Nachfolger zu finden in diesen 
Tagen, man begreift es. Trotzdem schade! Der dunkle Raum 
in der Olmahalle 2B wird bloss durch die Dekoration aufge-
hellt, die Karin noch beigesteuert hat.

Applaus gibt es auf jeden Fall und eine neue Ehrenmit-
gliedschaft. Wir gratulieren Karin an dieser Stelle gerne 
noch einmal.

Der erste St. Galler Bildungstag – 
Replik eines Einzelnen unter Vielen
Mit dem Jahreswechsel kommt die Zeit der Rückschauen und Fazite. Wir nutzen die Gelegenheit zu einer kritischen Wür-
digung des ersten St. Galler Bildungstags vom vergangenen September. Der Zeitpunkt scheint günstig, denn aus der zeit-
lichen Distanz sind wichtige Punkte im Allgemeinen deutlicher zu sehen als aus der Nähe und hinsichtlich allfälliger 
nächster Bildungstage könnte der eine oder andere Gedanke vielleicht gar in deren Planung bedacht werden. Nun soll 
dem ordentlichen Protokoll nicht vorgegriffen werden, auch mit der offiziellen Evaluation durch das BD und die Kon-
ventspräsidien (vgl. Bericht des Präsidenten auf Seite 2) hat dieser Bericht nichts zu tun. Die nachfolgenden Zeilen 
erheben deshalb auch nicht den Anspruch, eine Mehrheitsmeinung abzubilden, sondern stellen bloss die Replik eines 
Einzelnen unter Vielen dar.
� Stephan Herzer
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Schliesslich ist Pause. Die Kaffeemaschine ist jetzt offiziell 
an und ein Apéro Riche ist angesagt. Der Reichtum liegt 
tatsächlich weniger im Ausmass des Angebotes an Pizza, 
sondern vielmehr in der Anzahl der anwesenden Lehrper-
sonen. Soviel Pädagogisches Fachpersonal, dass es einem 
schon bald einmal reicht. Einer unter Vielen fühlt sich un-
versehens ein wenig verloren und dabei kommt er halt ins 
Grübeln. «Divide et impera», denkt er sich und wundert 
sich nicht, wenn er seine Sache an diesem Bildungstag 
schwach vertreten sieht. Ein Anliegen kann durchaus be-
rechtigt sein und doch vis-à-vis einer Übermacht an An-
sprüchen schlicht in der Redundanz verkümmern. Die 
Schulische Heilpädagogik ist von Natur aus zwar vielfältig 
aber auch immer Sache von Randgruppen, befasst sie sich 
doch mit den Rändern der Normalität. Unsereiner ist viel-
leicht Heilpädagogin in der ISF, oder Heilpädagoge an einer 
Sonderschule, vielleicht auf der Unter- Mittel- oder Ober-
stufe, für Behinderte oder Verhinderte, für besonders oder 
für Besonderes Begabte – Hindernisse gibt es bekanntlich 
so viele, wie es Lebensgeschichten gibt. Insofern geht Heil-
pädagogik zwar alle etwas an, betrifft aber stets nur we-
nige.

Wenn die Veranstaltung sich bisher vornehmlich räum-
lich von unseren bisherigen HVs unterschieden hat, tritt in 
der Pause der Unterschied offensichtlich zutage: Wir sind 
nicht mehr unter uns. 

Jene spontanen, informellen und wertvollen Gespräche 
aus der Pause im Riethüsli sind in diesem Rahmen nicht 
möglich. Sogar die Rekordzahl der anwesenden SHP geht 
in der sechsfachen Überzahl der verschiedenen anderen 
Anwesenden schlichtweg unter, hier lernt man niemanden 
mehr kennen. Auch als Vorstandsmitglied werde ich kaum 
mehr angesprochen, als Einer unter Vielen erst recht nicht. 
Ich lasse mich in der Menge und in den eigenen Gedanken 
treiben. Eine weitere Plattform für den Austausch unter Be-
rufskolleginnen und -Kollegen ist verschwunden.

Wimmelbild: Suche die SHP

Die Plattform gehört nun ganz anderen Akteuren. Das ge-
samte Publikum (abzüglich einiger früh Genügsamer) wird 
alsbald von Nadja Räss mit tragender Stimme zusammen-
gerufen. Da jodelt sie in den schönsten Tonlagen, dass 
einem das Herz aufgeht. Einer unter Vielen findet sich wie-

der im trenn-unscharfen Grenzgebiet zwischen Weiterbil-
dungs- und Wahlveranstaltung unter dem Patronat unseres 
Bildungschefs.

Alsbald spricht dieser: Den Zusammenhalt unter uns Bil-
dungsmenschen beschwört er, und rühmt unsere Arbeit. In 
Schutz nimmt er uns vor zuviel Elterneinfluss (er plaudert 
uns diesbezüglich sogar Familieninterna aus, unter vorge-
haltener Hand quasi, vor zweieinhalbtausend Leuten). Er 
schildert seinen Einsatz auf Bundesebene und für die Har-
monisierung und denkt laut darüber nach, ob man die 
Schulgemeinden, die in den letzten Jahren viel Autonomie 
gewonnen haben, vielleicht wieder etwas enger führen 
sollte. Er spricht frei und offen, kommt gut rüber, hat ein 
Heimspiel und das Publikum dankt es ihm mit viel Zwi-
schenapplaus. Viel habe man für die Benachteiligten unter-
nommen und nun seien die Begabten dran. Der Zwischen-
applaus klingt etwas verhaltener. Man nimmt ihm ab,  
dass er bei den kommenden Wahlen entgegen anderslau-
tender Einflüsterungen beim Bildungsdepartement blei-
ben möchte – vorausgesetzt diese bringen keine bösen 
Überraschungen. Und man nimmt ihm auch ab, dass er der 
folgenden Fragerunde aus den Konventen mit etwas Lam-
penfieber entgegensieht. Diese meistert er jedoch mit Bra-
vour und erst noch aus dem Stegreif. Im Publikum ist fest-
stellbar, dass sich die grosse Menge aus verschiedenen 
Berufsleuten zusammensetzt. Die Angehörigen der Unter-
stufe applaudieren vage. Die Vertreterinnen der Kindergar-
tenstufe pfeifen, die Handarbeits- und Hauswirtschaftsleh-
rerinnen beklatschen ihre eigene «Interpellation» und ihre 
Vertretung überzieht die Redezeit. Bei der Frage der KSH 
nach der Zukunft der SHP im Zusammenhang mit dem 
Masterstudiengang der PHSG sowie sich verknappenden 
Ressourcen wird auf künftig anstehende Gespräche verwie-
sen und auf die Notwendigkeit, dass die heilpädagogische 
Arbeit mehr Anerkennung verdient hat. Viel Lärm machen 
die Heilpädagogen ja traditionellerweise nicht. Applaus 
gibt es allerdings auch keinen.

Die Moderatorin sagt Interessantes für Interessierte an und 
das Publikum erlebt den Präsidenten des Schulgemeinde-
verbandes in einer etwas theatralisch geratenen Tour 
d’Horizon durch den Katalog der Schlagworte (soziale Me-
dien, Subitokultur, Ich-AG, Work-Life-Balance, Professiona
lität, Schulen als Treibhäuser der Zukunft und den vier «M» 
[Man Muss Menschen Mögen]). Sodann spricht die Vertre-
tung des Präsidenten des Schulleiterverbandes. Der oberste 
Schulleiter ist abwesend, weil er beim Fussballspiel seines 
Sohnes assistieren muss. Führungsqualität zu zeigen heisst 
bekanntlich, zu wissen, wie man die Prioritäten zu setzen 
hat. Die Vertretung jedenfalls gibt ihr Bestes, der vorhin 
vom Bildungschef kritisch beleuchteten Autonomie der 
Schuleinheiten die Stange zu halten oder zumindest die 
Aufmerksamkeit des Publikums nicht abbrechen zu lassen. 
Was ihr nicht ganz gelingen mag, sodass auch das vollzäh-
lig auf der Bühne auftretende Präsidium des KLV den fort-
schreitenden Exodus des Publikums aus den hinteren Rei-
hen nicht aufzuhalten vermag. Dabei hätten sie durchaus 

Der erste St.Galler Bildungstag
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Bedenkenswertes vorzutragen: Die Warnung zum Beispiel, 
dass autonomere Schulgemeinden die neuen Rahmenbe-
dingungen aus dem Berufsauftrag, dem Pensenpool und 
dem Sonderpädagogikkonzept als Sparübung missbrau-
chen könnten. Der KLV stellt der Regierung auch die origi-
nale Gretchenfrage nach Goethe («Nun sag, wie hast du’s 
mit der Religion?»). Ausserdem wird der Diskurs um die 
Fremdsprachen kurz aufgegriffen und die Exponenten und 
die Exponentin des KLV wagen es als einzige Redner, die 
Worte «Kostenneutralität» und «Lohnentwicklung» in den 
Mund zu nehmen. Zur Ehre gereicht ihnen auch, dass sie 
als einzige das Wesen dieser Veranstaltung als vorgezoge-
nen Wahlkampfevent benennen und auf ihre Wahlempfeh-
lungen verweisen und die Anwesenden zum Abstimmen 
gemäss ihren Empfehlungen, wenn nicht gar zur eigenen 
Kandidatur aufrufen. 

Die Moderatorin beklagt, dass der Zeitplan in Verzug gera-
ten ist, überlässt aber die Bühne erneut Nadja Räss, die nun 
eigene Kompositionen in die Runde schmettert, dieweil 
sich neben der Bühne der Gastreferent schon vorbereitet, 
federnden Schrittes auf dieselbe zu springen. Steffen Kirch-
ner, seines Zeichens Motivationstrainer und Buchautor ist 
der Special Guest und Grund dafür, dass die ganze Veran-
staltung als Weiterbildung durchgeht.

Einer unter Vielen ahnt zwar bald Böses, aber er ist ja nicht 
repräsentativ. Die verbliebenen Anwesenden jedenfalls 
kooperieren mehrheitlich und lassen sich begeistert zur Pa-
pierkugeljonglage mitreissen und folgen bereitwillig den 
Exkursen auf das dünne Eis populärwissenschaftlicher 
«Glücksforschung». Steffen Kirchner entpuppt sich als Ex-
ponent eines strikt personzentrierten Ansatzes linearer 
Ausprägung, der zwar der Komplexität der heutigen Le-
benswelt nicht im Ansatz gerecht werden kann, aber es 
wäre halt schön, wenn es so einfach wäre. Kirchner hat 
Charisma, versteht es, eine gute Show abzuliefern und 
Gags abzufeuern und schon bald fällt es kaum mehr auf, 
dass die Witze eigentlich ziemlich platt sind (Sie kennen 
das Schneewittchensyndrom nicht? Es befällt Männer in ei-
nem gewissen Alter, wenn sie nackt an sich heruntersehen 
und die Existenz eines «Zwerges jenseits des Berges» in ih-
rer Körpermitte nurmehr vermuten können) und dass die 
zur Beweisführung herangezogenen Erkenntnisse einer 
«Neurowissenschaft» bereits seit Mitte des vergangenen 
Jahrhunderts als überholt gelten (Koordinieren Sie bloss 
Ihre beiden Hirnhälften mittels geeigneter Massnahmen 
und setzen Sie ungeahnte Potenziale frei). Kirchner kaspert 
herum, hält Plattitüden feil. Einer unter Vielen möchte «bil-
lige Plattitüden» sagen, aber der Gedanke an die Kosten 
von Kirchners Darbietung verbietet es ihm. Er hat spätes-
tens bei der Multimediavorführung des Lauftextes auf der 
Leinwand, welcher von oben nach unten so negativ klingt 
und von unten nach oben gelesen so überaus lebensbeja-
hend und positiv, intellektuell das Handtuch geworfen. Die 
Quintessenz des Coach ist weder neu noch hilfreich: «Man 
wählt aufgrund seiner Entscheidungen auch sein Schick-

sal» heisst zuletzt ja nichts anderes als: «Wenn es dir dreckig 
geht, dann bist du selber und nur du selber daran schuld! 
Aber es gibt Rettung: Mein Buch, meine Seminare, meine 
Homepage». Darin gleicht Kirchners Darbietung doch ein 
wenig unangenehm den Events des ICF. Und nein, damit ist 
nicht das unter Heilpädagogen geläufige Kürzel für syste-
mische Klassifizierung, Beurteilung und ganzheitliche För-
derplanung gemeint, sondern dasjenige, worunter Frei-
kirchler und Popkultur-Christen sich zu ihren sogenannten 
Worships zusammenfinden.

Sonntagsschule am Samstag

Seine (eigene) Sache hat Kirchner jedenfalls gut gemacht. 
Kein anderer Redner hat stehende Ovationen geerntet und 
sein Buch-, CD- und Seminarverkaufsstand wurde im An-
schluss an die Veranstaltung förmlich überrannt. Halb will 
man hoffen, die Euphorie des Publikums schlage sich trotz 
allem noch für eine gute Weile als positive Gestimmtheit in 
den Klassenzimmern nieder und halb will man hoffen, dass 
das Nomen «Kirchner» kein böses Omen für den Nieder-
gang der in vergangenen Jahrhunderten so mühsam er-
strittenen Säkularisierung der Bildung sei. 

Und doppelt will man hoffen, dass an zukünftigen Bildungs-
tagen die eigens verteilten Testate auch wirklich wieder Bil-
dung ausweisen werden.

Der erste St.Galler Bildungstag
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